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1 Einleitung 

Dieser Bericht wird in Erfüllung des 
Stadtratsbeschlusses Nr. A 440-
55-2003 vom 27.02.2003 vorgelegt. 
Die Beitrittsverpflichtungen des Kli-
ma-Bündnisses und die Forderun-
gen aus der Heidelberg-Deklaration 
zum Klimaschutz aus den Jahren 
1994/95 sind im CO2-
Rahmenprogramm von 1998 zu-
sammengeführt worden. 

Das Zieljahr bisheriger Redukti-
onsbeschlüsse für klimarelevante 
Gase in Dresden ist 2010. Damit 
kann dieser Bericht als eine Halb-
zeitbilanz angesehen werden. 

Die Datenbasis für die klimarele-
vanten Emissionen von CO2 und 
CH4 bezieht sich nach Möglichkeit 
auf das Jahr 2002. Da hier einzelne 
Erfassungslücken bestehen und das 
Augusthochwasser die Vergleich-
barkeit mit anderen Jahren er-
schwert, wird ebenso das Jahr 2001 
in die Auswertung einbezogen. Hin-
sichtlich der Auswirkungen des regi-
onalen Klimawandels wird auch auf 
die erste Hälfte des Jahres 2003 Be-
zug genommen, die exemplarisch 
wesentliche Elemente der zu erwar-
tenden Veränderungen im Witte-
rungsgeschehen aufzeigt. 

 
Die Hochwasserkatastrophe des 

Jahres 2002 und die extreme lang-
anhaltende Hitze im Sommer 2003 
in ganz Europa  rücken die Bemü-
hungen um den globalen Klima-
schutz in eine neue Blickrichtung. 
Unmittelbare Betroffenheit schafft 
eine veränderte Basis für die vorzu-
legende Bestandsanalyse und ggf. 
abzuleitende Maßnahmebeschlüsse. 
Dieser Bericht dient der Unterrich-
tung des Stadtrates und aller Ge-

schäftsbereiche, die in vielfältiger 
Weise von den notwendigen Aktivitä-
ten im Klimaschutz berührt werden. 
Klimaschutz ist somit auch lang-
fristig vorbeugender Hochwas-
serschutz. Ferner tritt die Klimafol-
genvorsorge (vgl. Kapitel 2.3 „Kli-
mawandel in Sachsen“) als neuer 
Handlungsschwerpunkt auf die Ta-
gesordnung. Neben der lokalen und 
globalen Vorsorge zur Begrenzung 
des Klimawandels sind künftig ver-
stärkt Anpassungsschritte gefordert, 
die die schädlichen Wirkungen der 
sich mittelfristig irreversibel abzeich-
nenden Veränderungen in unserem 
Klimasystem als neue Herausforde-
rung sehen und in den Konzepten 
zur weiteren Stadtentwicklung be-
rücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
5 

  

2 Aktueller Sachstand zum Klimawandel 

 

Abb. 1: Historie der atmosphärischen CO2-Konzentration 

� 2.1 Globale Entwicklung 
 
Die Konzentration von Klimagasen in 
der Erdatmosphäre hat heute bereits 
einen außerordentlich hohen Stand 
erreicht. Dieser war in der rekon-
struierbaren Klimageschichte der 
letzten 400 000 Jahre noch nie zu 
verzeichnen (vlg. z. B. RAHMS-
TORF; STEFAN in Bild der Wissen-
schaft 1/2003). Mehr als zwei Drittel 
der zusätzlichen Treibhauswirkung 
werden dabei von Kohlendioxid 
(CO2) verursacht. Der starke Kon-
zentrationsanstieg auf nunmehr 370 
ppm (parts per million) ist vorrangig 
auf die seit 250 Jahren drastisch ge-
stiegene Verbrennung fossiler Ener-
gieträger (Kohle, Erdöl, Erdgas) zu-

rückzuführen. Bis zu diesem Zeit-
punkt lag dieser Wert über etwa 10 
000 Jahre lang nahezu konstant bei 
280 ppm. Nur der davor zu ver-
zeichnende Wechsel zwischen 
Warm- und Kaltzeiten war mit einer 
regelmäßigen Abnahme der CO2-
Konzentration um etwa 90 ppm ver-
bunden. Dies ging mit dramatischen 
Veränderungen in der Biosphäre 
einher (z. B. eiszeitliche Verglet-
scherung großer Teile Europas und 
Nordamerikas). Exakt dieser Anstieg 
(diesmal in positiver Richtung, + 90 
ppm auf 370 ppm) gegenüber dem 
Niveau der vorindustriellen Mensch-
heitsgeschichte ist bis heute wieder 
zu verzeichnen. Nur dass er sich in 
einem erdgeschichtlich extrem kur-

zen Zeitraum von wenigen hundert 
Jahren vollzieht. Hier wirkt sich die 
Trägheit des globalen Klimasystems 
günstig aus. Diese Verzögerung be-
trägt bei den Wassermassen der 
Ozeane mehrere hundert Jahre und 
bei den polaren Eismassen mehrere 
tausend Jahre. Die bevorstehenden 
Veränderungen im Weltklima sind 
daher heute erst in Ansätzen zu spü-
ren. Und der Prozess des CO2-
Anstiegs setzt sich in dramatischer 
Weise weiter fort (vgl. IPCC-Bericht 
2001, „Climate Change 2001 – Im-
pacts, Adaptations and Vulnerability“ 
(www.ipcc.ch)). Eine Verdopplung 
der CO2-Konzentration (auf rund 
560 ppm = „2 x CO2-Szenario“) wird 
als kaum noch vermeidbar angese-
hen.  
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Abb. 2: Trend der West-Wetterlagen im Sommer- und im Winterhalbjahr 

x 2.2 Auswirkungen auf Mittel-
europa 
 
Bis vor wenigen Jahren wurde davon 
ausgegangen, dass sich die zuneh-
mende Konzentration von Treib-
hausgasen in einer Erhöhung der 
globalen Jahresmitteltemperatur und 
einem entsprechenden Anstieg des 
Meeresspiegels niederschlagen 
wird. Klima-Simulationsmodelle deu-
ten auf einen Temperaturanstieg von 
1,4 bis 5,8 K bei einer Verdopplung 
der CO2-Konzentration (auf rund 560 
ppm) hin. Diese Veränderung von 
Durchschnittswerten wurde für das 
relativ ausgeglichene Klima in Mit-
teleuropa als weit weniger gravie-
rend angesehen, wenn man es mit 
anderen schon immer von Extrem-
ereignissen geprägten Regionen der 
Welt vergleicht. Doch schon die ver-
gleichsweise geringe bisher be-
obachtete Temperaturerhöhung von 
0,5 bis 0,7 K seit 1860 kann Groß-
wetterlagen aus dem über Jahrzehn-
te registrierten Gleichgewicht brin-
gen. In den Analyseberichten des 
LfUG (Erläuterung und  Abbildung 2 
übernommen aus „Jahresbericht zur 
Immissionssituation 2001“ des 
Sächsischen Landesamtes für Um-
welt und Geologie): 

„Klimaänderungen sind in Europa 
vor allem eine Folge von Änderun-

gen der troposphärischen Zirkulati-
on. Aus Voruntersuchungen ist be-
kannt, dass in Mitteleuropa die zona-
le Zirkulation im Winterhalbjahr zu-
genommen, im Sommerhalbjahr ab-
genommen hat ... 

In Übereinstimmung mit diesen 
Tendenzen ist seit Anfang der sieb-
ziger Jahre im Winterhalbjahr eine 
Zunahme der wintermilden Westwet-
terlagen, im Sommerhalbjahr ande-
rerseits eine Abnahme der sommer-
kühlen West- und Nordwestwetterla-
gen zu verzeichnen.“ 

Im Zusammenfügen von grobma-
schigen globalen Klimasimulationen 
und den regionalen Besonderheiten 
in der Wetterlagenstatistik konnten 
für Sachsen erstmals Abschätzun-
gen zu den bevorstehenden Verän-
derungen vorgenommen werden. 
 

x 2.3 Klimawandel in Sachsen 
 
2.3.1 Trendentwicklung bei 
mittleren Klimaparametern 
Eine von der Freien Universität Ber-
lin, Institut für Meteorologie 1999/ 
2000 durchgeführte Klimaprognose 
für Sachsen (ENKE, WOLFGANG; 
KÜCHLER, WILFRIED; SOMMER; 
WERNER „Klimaprognose für Sach-
sen – zusammenfassender Bericht“ 
LfUG/SMUL 2001) ergab die nach-

folgend dargestellten Ergebnisse. 
Die Prognose erfolgte auf der 
Grundlage eines globalen Klimamo-
dells des Deutschen Klimarechen-
zentrums (DKRZ) in Hamburg unter 
der Annahme einer Verdopplung des 
CO2-Gehaltes der Atmosphäre ge-
genüber den vorindustriellen Werten. 
Bislang beträgt die Zunahme bereits 
32 Prozent. Eine Verdopplung des 
CO2-Gehaltes wird angesichts der 
weiterhin zu verzeichnenden welt-
weiten Zunahme an CO2-
Emissionen als ein realistisches 
Szenario angesehen. In der genann-
ten Studie heißt es bezogen auf den 
sächsischen Raum: 
 
� “Es ist mit einer deutlichen Zu-

nahme der Häufigkeit warmer 
Wetterlagen in Verbindung mit 
vorherrschender Südwestanströ-
mung und damit einer Verstär-
kung der mit Niederschlagsab-
schwächung verbundenen Lee-
Effekte nördlich des Erzgebirges 
zu  rechnen.  

� Die mittlere Jahrestemperatur 
wird um bis zu 2,7 Grad anstei-
gen; im Frühjahr kann es bezüg-
lich der Maximumtemperatur bis 
zu 4 Grad wärmer werden. 

� Die jährlichen Niederschlags-
summen werden abnehmen. Ein 
Rückgang ist vor allem im Früh-
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Abb. 3: Prognostizierte Änderung der mittleren täglichen Temperaturmaxima 
in Sachsen  

Abb. 4: Prognose der Veränderung der mittleren monatlichen Nieder-
schlagssummen in Sachsen  für ein 2 x CO2-Szenario 

jahr und Sommer zu erwarten und 
damit wird es in der Vegetations-
periode wesentlich trockener.  

� Auch die Sonnenscheindauer 
nimmt vor allem im Frühjahr und 
Sommer deutlich zu. Durch die 
Kopplung dieser Tendenz mit dem 
erwarteten Temperaturanstieg 
und der Abnahme der Nieder-
schläge muss mit entsprechenden 
Konsequenzen für Wasserhaus-
halt und Vegetation gerechnet 
werden. 

 
Es deutet sich an, dass unter den 
Bedingungen der globalen Erwär-
mung in Sachsen weiterhin strenge 
Winter auftreten können, zuneh-
mend aber sehr milde Winter. Auch 
kühle Sommer sind nach wie vor 
möglich. Mit Blick auf die zu erwar-
tenden Niederschlagsverhältnisse 
zeigt sich, dass im Gegensatz zur 
deutlichen Abnahme der mittleren 
monatlichen Niederschlagssummen 
im Frühling und Sommer die extre-
men Ereignisse, also vor allem loka-
le Starkniederschläge, gegenüber 
den simulierten Niederschlagssum-
men für das gegenwärtige Klima of-
fensichtlich zunehmen werden. Dies 
steht im Einklang mit Untersu-
chungsergebnissen zum Klima in 
historischer Zeit, wonach sich gera-
de in Phasen einer raschen Klima-
änderung gehäuft extreme Situatio-
nen einstellen. Der sich abzeichnen-
de Rückgang der mittleren Nieder-
schlagshöhen für Frühling und 
Sommer signalisiert aber auch, dass 
ausgeprägte Trockenperioden 
häufiger auftreten werden. 

... Die wissenschaftliche Beweis-
kette ist noch nicht lückenlos, aber 
alle Indizien deuten darauf hin: Wir 
befinden uns bereits mitten im Kli-
mawandel. 

Neueste Untersuchungen im Auf-
trag des Umweltbundesamtes bele-
gen, dass sich der überwiegende 
Anteil der Klimaveränderung durch 
den vom Menschen verursachten 
Treibhauseffekt erklären lässt." 

Die Abbildung 3 aus der zitierten 
Studie zeigt die prognostizierte Än-
derung der mittleren täglichen Tem-
peraturmaxima in Sachsen bis 2050 
im Vergleich mit Referenzwerten für 
den Zeitraum 1970 bis 1997 anhand 
zweier unterschiedlicher Prognose-
modelle (reines Klassifikationsver-
fahren sowie ein kombiniertes Klas-
sifikations- und Regressionsver-

fahren, die noch bestehende Unsi-
cherheiten in der Projektion in die 
Zukunft andeuten. 

Für die durchschnittliche monatli-
che Niederschlagssumme in einzel-
nen Jahreszeiten wird folgende Zu-
kunftsprojektion für 2050 angegeben 
(Abbildung 4): 

Hier wird die Veränderung in den 
Frühjahrs- und Sommermonaten be-
sonders deutlich. Die langfristigen 
Auswirkungen auf den Wasserhaus-
halt und die Hauptwachstumsperio-
de der Pflanzen sind bislang kaum 
abschätzbar. Die jeweils erste Hälfte 
der Jahre 2000 und 2003 waren bei-
spielhaft für die beschriebenen Ver-
änderungen. In Dresden-Klotzsche 
war die Jahresmitteltemperatur in 
2000 mit 10,6 °C um 1,8 K höher als 
im Mittel der Jahre 1961 bis 1990. 
Es gab hier seit 1950 lediglich fünf 
Jahre, in denen die Jahresmitteltem-
peratur 10 °C übertraf. Alle diese 

Jahre lagen im Zeitraum nach 1988. 
Die Monate April bis Juni waren 
2000 ausgesprochen trocken und 
sonnenscheinreich. Letzteres trifft 
ebenso für die Monate Februar bis 
Juli des Jahres 2003 zu. 

Es zeigt sich deutlicher als 
noch vor Jahren angenommen 
wurde, dass der globale Klima-
wandel auch in Mitteleuropa ein-
schneidende Auswirkungen auf 
die Land- und insbesondere die 
Forstwirtschaft sowie negative Ef-
fekte auf den Tourismus (Schnee-
mangel an Wintersportorten, 
sommerliche Überhitzung der 
Großstädte) haben wird. 
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Abb. 5: Änderung der Zahl der Ereignistage als Mittel über 36 Klimastatio-
nen und 10 Klimasimulationen für das Zeitintervall 2041/2050 ge-
genüber dem Zeitintervall 1980/2000  

2.3.2 Abschätzung zur Ent-
wicklung von Witterungsextre-
men 
 
In Fortführung der Arbeiten zur regi-
onalen Klimaprognose für Sachsen 
sollten auch extreme Witterungser-

eignisse in ihrer Entwicklung bis 
2050 abgeschätzt werden. Dazu 
wurde Anfang 2003 der Bericht „An-
wendung eines Verfahrens zur wet-
terlagenkonsistenten Projektion von 
Zeitreihen und deren Extreme mit 
Hilfe globaler Klimasimulationen“ fer-
tiggestellt (ENKE, WOLFGANG - 
Meteo-Research,  14532 Stahnsdorf 
-  „Regionaler Klimawandel im Frei-
staat Sachsen“, LfUG, Referat 13, 
AZ. 13-8802.3521/51, März 2003). 
Da dieser Zweig einer Klimaprojekti-
on über mehrere Jahrzehnte noch 
mit größeren Unsicherheiten behaf-
tet ist, wird der Trend in den Aussa-
gen des Berichtes nur grob skizziert. 

Für die Ausgangssituation in 
Dresden bedeuten die in der Abbil-
dung 5 dargestellten Änderungen, 
dass die Zahl der 
 
� Frosttage (Tagesminimum unter 

0 °C) um 40 Prozent abnimmt, 
� Eistage (Tagesmaximum unter 

0 °C) um 80 Prozent zurückgeht, 
� Sommertage (Temperaturmaxi-

mum über 25 °C) um 40 Prozent 
ansteigt und 

� die Zahl der heißen Tage (Tempe-
raturmaximum über 30 °C) um 60 
Prozent zunimmt. 

 
Hinsichtlich dieser Temperaturzu-
nahmen wird in der Studie (ebenda 
Abschlussbericht, Ergebnisteil Seite 

60) betont: 
„Im Sommer werden bis zu 42 °C 

erwartet. Dieser Wert liegt bis zu 2 K 
höher als der bisher gemessene 
höchste Temperaturwert in Sachsen. 
Die Folge dürfte vor allem eine stär-
kere Kreislaufbelastung der Bevölke-
rung in größeren Städten sein. Ana-
log verläuft die Zunahme der höchs-
ten Tagesminima der Lufttempera-
tur. Auch hier werden diese beson-
ders im Sommer zu Belastungen 
führen. Inwieweit sich die winterliche 
Erwärmung auf die Pflanzenwelt und 
die Verbreitung von Schädlingen 
auswirkt, kann nur erahnt werden. 
Hier sind auf diesen Ergebnissen 
aufsetzende Untersuchungen durch 
Modelle der entsprechenden Fach-
gebiete notwendig.“ 

Zur Niederschlagsentwicklung (e-
benda Seite 62) heißt es: 

„Die stärksten Variationen und 
gleichzeitig auch die stärksten Zu-
nahmen der Tage mit extremen Nie-
derschlägen treten im Sommer auf, 
obwohl es insgesamt trockener wird. 
Dies bedeutet, dass sich die Intensi-
tät der Schauertätigkeit in den kom-
menden Jahrzehnten verstärken 
wird.“ 

Die Höhe extremer Tagesnieder-
schläge kann sich bereits im Früh-
jahr von 80 mm auf 130 mm erhö-
hen. Auch für die Herbstmonate wird 
eine entsprechende Zunahme von 
75 mm auf rund 110 mm erwartet. 
Diese absoluten Spitzenwerte wer-
den künftig nicht mehr allein in den 
Sommermonaten auftreten können, 
was für den Hochwasserschutz und 
die Niederschlagsentwässerung der 
Straßen und Baugebiete zu berück-
sichtigen ist. 
 
2.3.3 Auswirkungen für Dres-
den 
Insbesondere die prognostizierte 
Temperaturentwicklung ist auch für 
die Messstelle Dresden-Klotzsche 
(bis Mai 1974 war Wahnsdorf bei 
Dresden offizieller Messort des 
Deutschen Wetterdienstes) als 
Trend erkennbar, obgleich den Jah-
resmittelwerten an einem Ort stets 
starke Schwankungen überlagert 
sind (Abbildungen 6 und 7). 

Betrachtet man anstelle der ein-
zelnen Jahre den gleitenden Mittel-
wert über jeweils zehn Jahre, so 
kommt die auf eine Klimaänderung 
bezogene Tendenz noch deutlicher 
zum Ausdruck. Und dies ist erst der 
Anfang einer noch über viele Jahr-
zehnte fortdauernden Entwicklung. 
Dieser Trend ist mit dem bereits er-
folgten Anstieg klimarelevanter Gase 
in der Erdatmosphäre (vgl. Kap. 2.1) 
nicht mehr zu stoppen, allenfalls 
noch zu begrenzen. 

Die vorgenannten allgemeinen 
Trendaussagen zum Klimawandel in 
Sachsen deuten für die weitere Zu-
kunft auf noch gravierendere Verän-
derungen hin, sowohl was die Tem-
peraturbelastungen für die Bewoh-
ner in der Landeshauptstadt und die 
Pflanzenwelt als auch den Wasser-
haushalt, die Niederschlagsentwäs-
serung, den Hochwasserschutz und 
anderes mehr angeht. Konkrete 
Aussagen dazu, wie sich Dresden 
als Großstadt auf die hier absehba-
ren klimatischen Veränderungen 
einstellen kann und muss, bedürfen 
weiterer Untersuchungen. Konzepte 
zur Klimafolgenvorsorge sollten dar-
aus abgeleitet werden und in geeig-
neten Plänen und Programmen der 
Stadt Eingang finden. In dieser Hin-
sicht wird es eine Erweiterung des 
Dresdner Klimaschutzprogramms 
geben. Diese Fortschreibung soll in 
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Abb. 7: Durchschnittstemperaturen in Dresden (Wahnsdorf/Klotzsche) jeweils über die zurückliegenden 10 Jahre 
gemittelt 

Zusammenarbeit mit dem Freistaat 
Sachsen erfolgen, der bereits die 
zuvor zitierten Gutachten erstellen 
ließ. 
Weiterhin müssen im neu zu erarbei-
tenden Landschaftsplan Maßnah-
men insbesondere zur lokalen Kli-
maverbesserung festgesetzt wer-
den. Neben dem Stadtklima sind 
Maßnahmen zu dem vom Klima-
wandel stark betroffenen Gewässer-, 
Boden- und Biotopschutz ebenfalls 
Gegen-stand der Landschaftspla-
nung. 
 

  Abb. 6: Jahresmitteltemperaturen in Dresden (Wahnsdorf/Klotzsche) 
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3 Nationale und Sächsische Rahmenbedingungen 

Die Vorbereitung auf die UN-
Umweltkonferenz "Rio+10" in Jo-
hannisburg zur nachhaltigen Ent-
wicklung hat die Vorreiterrolle 
Deutschlands im Klimaschutz unter-
strichen. Mit dem Nationalen Klima-
schutzprogramm der Bundesre-
gierung aus dem Jahr 2000 wurden 
die anspruchsvollen Zielstellungen 
für Deutschland seit dem Inkrafttre-
ten der internationalen Klimarah-
menkonvention von 1994 fortge-
schrieben und die Umsetzungsmaß-
nahmen konkretisiert. Erstmals gibt 
es sek-torale Zielvorgaben (Diese 
Vorgehensweise könnte auf die 
kommunale Handlungsebene über-
tragen werden, indem für die Wir-
kungsmöglichkeiten der einzelnen 
Geschäftsbereiche und die Unter-
nehmen mit städtischer Beteiligung 
Zielvorgaben bis 2010 benannt wer-
den.), um die noch zu deckende 
CO2-Minderungslücke aufzuteilen. 
Diese lauten bis 2005: 
 
� 18 bis 25 Mio. t CO2  für private 

Haushalte und den Gebäudebe-
reich, 

� 20 bis 25 Mio. t CO2 für Energie-
wirtschaft und Industrie, 

� 15 bis 20 Mio. t CO2 für den Ver-
kehrsbereich. 

 
Diese Zielvorgaben sind durch neue 
Maßnahmen auf Bundesebene teil-
weise gestützt. Sie entsprechen den 
kurz- und mittelfristigen kommunalen 
Handlungsschwerpunkten in Dres-
den (vgl. Beschl. Nr. 2760-69-98). 
Mit dem Inkrafttreten des Kyoto-
Protokolls zum Klimaschutz werden 
die Verpflichtungen zur CO2-

Minderung von einer freiwilligen zur 
Pflichtaufgabe. 
Die getroffenen nationalen Zielstel-
lungen sind auf Länder- und Ge-
meindeebene zu konkretisieren und 
umzusetzen. In diesem Sinne han-
delt auch der Freistaat Sachsen in 
seinem 2001 beschlossenen Klima-
schutzprogramm mit folgenden 
Schwerpunkten: 

 
"Die Sächsische Staatsregierung un-
terstützt die Bemühungen zur CO2-
Minderung und zum Klimaschutz. 
Sie will dazu beitragen, dass die im 
internationalen Vergleich an-
spruchsvolle nationale Zielsetzung 
erfüllt werden kann ... 

Mit dem vorliegenden Klima-
schutzprogramm sollen die Anstren-
gungen der Staatsregierung zum 
Klimaschutz im Sinne einer Effi-
zienzsteigerung und Nutzung von 
Synergieeffekten gebündelt werden. 
Auf der Grundlage der ermittelten 
Minderungspotenziale sollen wirk-
same Reduktionsmaßnahmen ange-
regt und gemeinsam mit den zahlrei-
chen Entscheidungsträgern und Ak-
teuren in den verschiedenen Hand-
lungsfeldern umgesetzt werden. Im 
Mittelpunkt stehen dabei Maßnah-
men mit Synergieeffekten zur Erhö-
hung der Energieeffizienz bei Ener-
gieerzeugung und Energieverbrauch 
(Wirtschaftlichkeit), zur Reduzierung 
der Luftschadstoffe (Gesundheits-
vorsorge) und zur Stärkung des re-
gionalen Handwerks und Gewerbes 
(Sicherung und Schaffung von Ar-
beitsplätzen).  

Neben der Reduzierung der Kos-
ten und Risiken des anthropogenen 
Treibhauseffektes bietet der Klima-

schutz unmittelbare wirtschaftliche 
Chancen und Vorteile. Energiespar-
maßnahmen rentieren sich zum Teil 
schon heute durch die damit er-
reichbaren Kosteneinsparungen. 
Hohe Potenziale bestehen auch in 
der energetischen Gebäudesanie-
rung sowie dem Ausbau der Nut-
zung der erneuerbaren Energien. 
Energiespartechniken, Kraft-Wärme-
Kopplung und erneuerbare Energien 
stellen einen dynamisch wachsen-
den Zukunftsmarkt dar. Die hier initi-
ierten Innovationen zahlen sich auch 
in Form einer Stärkung der Wettbe-
werbs- sowie der Exportfähigkeit der 
Unternehmen aus. 

Die Beschäftigungseffekte des 
Klimaschutzes sind per Saldo posi-
tiv. So überwiegen die positiven Ef-
fekte auf Hersteller von Wärme-
dämmung und Anlagen zur Energie-
erzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien, in der Bauwirtschaft und im 
Handwerk deutlich ..." 

Ebenso wie im kommunalen CO2-
Rahmenprogramm wurden für den 
Freistaat Sachsen Maßnahmen und 
Potenziale abgeleitet, die in den 
Schwerpunkten das Dresdner Pro-
gramm von 1998 bestätigen. Zusätz-
liche Maßnahmefelder zeigen die 
erweiterten Handlungsmöglichkeiten 
einer Landesregierung, ohne jedoch 
auf die Nutzung von Landesgeset-
zen bzw. deren entsprechende No-
vellierung zurückzugreifen (s. Tabel-
le 1). 
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Tab. 1: Zusammenfassung der Maßnahmen und Akteure im Freistaat Sachsen  

Bezeichnung der Maßnahme 
 im Sächsischen Programm 

Akteure 
(aus Sicht der Staatsregierung) 

Bauen und Wohnen 

Einführung eines Energiepasses für den Gebäudebestand in 
Sachsen 

Staatsregierung (SMUL, SMI, SMWA), Wohnungs- und Bau-
wirtschaft, Handwerk, Architekten, Ingenieure, Energieberater, 
Schornsteinfeger 

Kampagne zur Energieeinsparung im Gebäudebestand –  
Flächenhafte Einführung des Energiepasses  Staatsregierung (SMUL, SMI, SMWA) 

Optimierung der Förderprogramme im Bereich Bauen und Woh-
nen unter energetischen Aspekten  Staatsregierung (SMUL, SMI) 

Einführung eines IMPULS-Programms zur Weiterbildung der 
am Bau tätigen Akteure  

Staatsregierung (SMUL, SMI, SMWA), Bau- und Wohnungs-
wirtschaft, Handwerk, Kommunen, Ingenieure, Architekten  

Verbreitung der Passivhausbauweise durch Förderung sowie 
Aufbau eines Forschungs- und Praxisverbundes  Staatsregierung (SMUL, SMI) 

Industrie und Gewerbe 

CO2-Minderungsziele und CO2-Monitoring in der sächsischen 
Wirtschaft  

Staatsregierung (SMUL, SMWA), Verbände und Unternehmen 
der sächsischen Wirtschaft  

Durchführung eines Modellprojekts "Energie-Effizienz in sächsi-
schen Unternehmen" und Aufbau eines entsprechenden Infor-
mationssystems  

Staatsregierung (SMUL, SMWA), Verbände und Unternehmen 
der sächsischen Wirtschaft  

Vorbildfunktion der öffentlichen Verwaltung 

rationelle Energieverwendung und -einsparung:  
- Energieeinspar-Contracting 
- kommunales Energiemanagement 
- kommunale Energie- und Klimaschutzkonzepte  

Staatsregierung, Kommunen  

Berücksichtigung des Umweltschutzes bei Beschaffung und 
Vergabe von Leistungen  Staatsregierung  

Energieeffizienzzentrum 

Einrichtung eines Sächsischen Energieeffizienzzentrums  
Wohnungs- und Eigentümergesellschaften, Energieversorger, 
KMU, Energieberater, Vereine und Verbände, Planer, Architek-
ten, Hochschulen, Handwerk, Energieleitstelle  

Ökologische Modellstadt Taucha 

Durchführung von modellhaften Maßnahmen zur Erhöhung der 
Energieeffizienz und zur umweltverträglichen Energieerzeugung 
durch innovative Technologien und erneuerbare Energien  

Staatsregierung (SMUL), Stadt Taucha, lokale und regionale 
Partner  

Bildung, Information, Beratung 

Initiierung handlungsorientierter Klimaschutz- und Energiespar-
projekte in den Schulen  Staatsregierung (SMUL, SMK), Schulträger, Schüler, Lehrer  

Aufbau eines Netzwerkes Energieberatung  Energieberater, Energieversorgungsunternehmen, Verbrau-
cherverbände, Architekten, Handwerker  

Verkehr 

Erhöhung der Energieeffizienz von Verkehrsmitteln; Einsatz al-
ternativer Antriebe bzw. Kraftstoffe  

Staatsregierung (SMUL, SMWA, SMI), Verkehrsverbünde, 
Landkreise und Kommunen, Deutsche Bahn, Wirtschaft, sons-
tige Flotten- und Fahrzeugbetreiber  

Vernetzung aller Verkehrsträger – Stärkung des Umweltver-
bundes  

Staatsregierung, Verkehrsverbünde, Landkreise und Kommu-
nen, Deutsche Bahn, Wirtschaft  

Vorbildfunktion 
(z. B. Einsatz besonders lärmarmer Fahrzeuge)  

Staatsregierung, Kommunen  

Modellprojekte (z. B. mobile Emissionsmessung)  Staatsregierung  
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Das große Bündel an Maßnahmen 
und die Vielzahl der notwendigen 
Akteure verdeutlichen, dass Klima-
schutz heute nicht mehr mit spekta-
kulären Großprojekten bewerkstelligt 
werden kann. Vielmehr sind nahezu 
alle Einzelsektoren zur Mitwirkung 
aufgefordert. Dieser Prozess lässt 
sich auch kaum mehr administrativ 
steuern, zumal eine weitere Entbü-
rokratisierung angestrebt wird. Er 
bedarf, um erfolgreich zu sein, des 
engagierten Mitwirkens aller betrof-
fenen Gesellschaftsbereiche. 

 

Erneuerbare Energien 

Förderung 
- landwirtschaftliche Betriebe: u. a. Solaranlagen, Nutzung 
  von Biomasse 
- Breitenförderung Biomasse mit Solarthermie  

Staatsregierung (SMUL)  

Durchführung von Fachtagungen, Workshops  
 
fachspezifische Arbeitskreise 
 

Staatsregierung (SMUL), Hochschulen, Landesstiftung Natur und 
Umwelt 
Staatsregierung (SMUL), interessierte Verbände, Unternehmen, 
Einzelpersonen  

Kampagnen zur Aufklärung der Öffentlichkeit 
(z. B. sächs. Solarinitiative)  

Staatsregierung (SMUL), Verbände, Vereine  

begleitende Forschung, Potenzialstudien, Begleitung von Mo-
dellvorhaben  

Staatsregierung (SMUL), Hochschulen, 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen  

Abfallwirtschaft 

Nutzung der Energie aus Restabfällen  Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger,  
private Anlagenbetreiber  

Stoffliche Verwertung von Abfällen  Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger,  
privates Gewerbe  

Energetische Verwertung des Deponiegases  Deponiebetreiber 

Thermische Behandlung/Energetische Verwertung/Mecha-
nisch-biologische Behandlung von Restabfällen  Öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger  

Landwirtschaft 

Ausbau der Biogaserzeugung in der Landwirtschaft  

Programm "Umweltgerechte Landwirtschaft",  
u. a. Minderung der N-Düngung  

Emissionsarme Ausbringung von Wirtschaftsdünger  

Staatsregierung (SMUL), landwirtschaftliche Betriebe, Verbände 

Forstwirtschaft 

Waldmehrung durch Neu- und Wiederaufforstung 
(CO2-Senke)   

Staatsregierung (SMUL), forst- und landwirtschaftliche Betriebe, 
Verbände  

Förderung der Holznutzung  Staatsregierung (SMUL), Wirtschaft, Verbände  
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4 CO2-Bilanz für Dresden 

Eine Gesamtübersicht zur Entwick-
lung der CO2-Emission zeigt die Ab-
bildung 8. In der angegebenen CO2-
Äquivalentmenge sind die direkten 
und indirekten Emissionen zusam-
mengefasst, die durch die Stadt 
Dresden und ihre Bevölkerung ver-
ursacht werden. Neben CO2 ist hier 
auch Methan (CH4) eingerechnet 
worden, dass z. B. in Form von Erd-
gasverlusten in Dresden emittiert 
wird.  

Die Werte für das Reduktionsziel 
und die Trendentwicklung bis 2010 
sind auf Basis der 1999 erfolgten 
Eingemeindungen und der aktuellen 
Einwohnerentwicklung in Dresden 
korrigiert worden. Sie unterscheiden 
sich damit geringfügig von den CO2-
Prognoseangaben, die in den Dar-
stellungen der Jahre 1997 bis An-
fang 2002 für das Zieljahr 2010 ver-
wendet wurden. 

 

� 4.1 Bilanzjahr 2002 
 
Die Bilanz des Jahres 2002 ist weit-
gehend durch das Augusthochwas-
ser geprägt und damit nicht reprä-
sentativ. So war z. B. das für den 
kommunalen Klimaschutz in Dres-
den so bedeutsame GuD-Heizkraft-
werk an der Nossener Brücke durch 
das eingedrungene Wasser der 
Weißeritz für 37 Tage in der Strom-
erzeugung ganz oder teilweise ge-
stört. Allein dieser Ausfall von etwa 
10 Prozent der jährlichen Einsatzzeit 
erforderte den Bezug von zusätzlich 
200 bis 300 GWh Elektroenergie aus 
Kohlekraftwerken der ehemaligen 
VEAG. Für die Emissionsbilanz sind 
das über 120 kt CO2. Rechnet man 
den Energiebedarf für die Gebäude-
trocknung nach der Flut als ebenso 

einmalige Energiemenge hinzu, sind 
etwa 60 bis 80 Prozent des Emissi-
onsanstiegs von über 200 kt auf das 
Hochwasser zurückzuführen. 

Gleichzeitig wird deutlich, welch 
große Bedeutung das System der 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und 
die Fernwärmeversorgung in Dres-
den für unsere Emissionsbilanz be-
sitzen (Ein außerordentlich günstiger 
Primärenergiefaktor wurde der 
DREWAG für die von ihr bereitge-
stellten Fernwärme zertifiziert.). Eine 
noch bessere Auslastung sollte da-
her weiterhin vorrangiges Bestreben 
von Stadt und Versorgungsunter-
nehmen sein. Dies ist im CO2-
Rahmenprogramm und den Grün-
dungsverträgen der DREWAG so 
verankert. Es findet derzeit aber kei-
ne Umsetzung in einem nennens-
werten Zuwachs in der Fernwärme-
versorgung, da Bevölkerungsrück-

Abb. 8: Entwicklung der CO2-Emission 
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gang, Wohnungsleerstand und die 
Erfolge der energetischen Gebäude-
sanierung größer als erwartet 
ausgefallen sind. Vielmehr ist in den 
Folgejahren sogar mit einem weite-
ren Rückgang dieser umweltfreund-
lichen Wärmeversorgung zu rech-
nen. Beginnend mit der „Kräutersied-
lung“ in Gorbitz werden Plattenbau-
wohnungen jetzt in größerer Zahl ei-
nem Rückbau zugeführt. Daher soll-
ten die Anstrengungen für neue 
Fernwärmeerschließungen verstärkt 
werden, denn das bestehende Sys-
tem verfügt noch über eine mindes-
tens 20 prozentige Reserve bei der 
Erzeugung und im Leitungsnetz. Für 
die Erweiterung sieht die DREWAG 
jedoch nur realistische Ausbau-

potenziale von 10 bis 15 Prozent. In 
diesem Rahmen sollten mittelfristig 
im Interesse einer höheren Effektivi-
tät im Fernwärmesystem konkur-
renzbedingte Fehlentwicklungen der 
90er Jahre in der Abgrenzung zwi-
schen Fernwärme- und Erdgasver-
sorgung korrigiert werden. 

Fernwärme ist heute konkurrenz-
fähiger als noch vor Jahren. Das 
zeigen die Ergebnisse der kommu-
nalen Bürgerumfrage (KBU) 2002 
(Abbildung 9). Fernwärme ist nach 
dieser neuesten Erhebung der einzi-
ge Heizenergieträger, bei dem die 
spezifischen Kosten pro m2 Wohn-
fläche nicht über dem Niveau von 
1996 liegen. Eine Ursache findet 
sich darin, dass mit den gestiegenen 

Preisen bei anderen Energieträgern 
die hohen Fixkosten eines Fernwär-
mesystems an Bedeutung verlieren.  

Der hohe Preisanstieg bei noch 
kohlebeheizten Wohnungen resul-
tiert wahrscheinlich aus der großen 
Leestandsquote in diesen nicht sa-
nierten Gebäuden. Die angrenzen-
den Leerstandswohnungen werden 
von den verbliebenen Bewohnern 
durch die dünneren Innenwände 
praktisch mitbeheizt, da es hier kei-
ne vom Vermieter getragene Teilbe-
heizung des Leerstandes wie in an-
deren Gebäuden mit zentralen Hei-
zungssystemen geben dürfte.  

Bei Elektroheizungen wirkt sich 
die seit 1999 stufenweise gestiegene 
Stromsteuer deutlich aus. 

Gleichzeitig werden bei steigen-
den Preisen für Heizenergie Maß-
nahmen des baulichen Wärme-
schutzes wirtschaftlicher. Wohnun-
gen mit einer guten Wärmedäm-
mung besitzen heute bereits einen 
spürbaren Heizkostenvorteil. Aber 
bei weitem noch nicht alle Sanierun-
gen von Gebäuden erreichen einen 
optimalen Dämmstandard, obgleich 
die heute eingesetzten Dämmstär-
ken nahezu doppelt so groß sind wie 
im Sanierungsboom Mitte der neun-
ziger Jahre. 

Hier wurden vielfach Einsparmög-
lichkeiten für mehrere Jahrzehnte 
verspielt, denn eine neue umfassen-
de Fassadensanierung wird erst in 
30 bis 40 Jahren wieder auf der Ta-
gesordnung stehen. 

Dennoch hat sich der Preisvorteil 
bei Fernwärmewohnungen zwischen 
(wenn auch teilweise mangelhaft) 
gedämmten und ungedämmten Ge-
bäuden innerhalb von reichlich drei 
Jahren verdoppelt (eine KBU-
Auswertung der zugehörigen Kalt-
mieten liegt nicht vor). Bewohner gut 
gedämmter Wohnungen sind so von 
den gestiegenen Heizenergiepreisen 
weit weniger betroffen (Abbildung 
10). 

Auch die ganzjährige Auslastung 
ist für die Effizienz eines Fernwär-
mesystems und dessen optimaler 
Nutzung zur CO2-Reduktion wichtig. 
Hier ist gegenwärtig der Schwer-
punkt in der Klimatisierung auf der 
Basis von Fernwärme zu sehen. 
Neue Anlagen sind z. B. bei der glä-
sernen VW-Manufaktur und bei dem 
Sanierungsvorhaben der Wohnbau 
Nordwest GmbH an der Wilsdruffer 
Straße in Betrieb gegangen. Dieses 

Abb. 9: Ergebnisse aus den Kommunalen Bürgerumfragen 1996, 1998/99
und 2002 
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Absatzpotential sollten die Stadt und 
die DREWAG Stadtwerke GmbH 
gemeinsam weiter ausbauen, denn 
der Klimatisierungsbedarf wird sich 
bei dem zu erwartenden wiederhol-
ten Auftreten extrem heißer Sommer 
deutlich erhöhen. Der damit verbun-
dene energetische Mehrbedarf sollte 
möglichst effizient und klimafreund-
lich bereitgestellt werden. 

Ebenso bietet die ganzjährige zu-
sätzliche Warmwassernutzung bei 
Spül- und Waschmaschinen noch 
Absatzreserven, die zugleich kos-
tengünstiger und umweltfreundlicher 
sind als der bislang übliche Strom-
einsatz zur Wassererwärmung. 

Der Anstieg in den CO2-
Emissionen des Jahres 2002 wäre 
noch umfangreicher ausgefallen, 
wenn nicht der Verkehrszuwachs so 
deutlich hinter den Erwartungen der 
Planungsansätze zurückgeblieben 
wäre. Zwar zeigt die Abbildung 11 
nach einem leichten Rückgang in 
den Vorjahren für 2002 wieder einen 
Anstieg im Pkw-Motorisierungsgrad, 
doch sind Fahrleistung und spezifi-
scher Kraftstoffverbrauch ebenso 
bestimmend. 

In den Jahren 1999 bis 2001 war 
der deutschlandweit wie auch in 
Sachsen sichtbare Trend zu einer 
weiter steigenden Motorisierung in 
Dresden nicht wiederzufinden. Dies 
kann als Erfolg für eine umwelt-
freundlichere Verkehrsentwicklung 
gewertet werden. In dieser Zeit wur-
de z. B. gemeinsam von der Stadt-
mobil Sachsen GmbH und der DVB 
AG das Dresdner CarSharing-
Angebot mit seinen weit über 1000 

Nutzern aufgebaut.  
Berlin bildet durch sein noch deut-

lich weiter verzweigtes Nahver-
kehrsnetz eine Ausnahme im Moto-
risierungsgrad deutscher Großstäd-
te. Im Vergleich der Landeshaupt-
städte liegt nur noch Hannover mit 
428 Pkw je 1000 Einwohner („Lan-
deshauptstädte im Vergleich“ Pres-
semitteilung der Kommunalen Statis-
tikstelle Dresden vom 27.03.2003) 
günstiger als Dresden. 

Auch der Kraftstoffverbrauch ist 
deutschlandweit in 2002 im zweiten 
Jahr in Folge rückläufig. Für Dres-
den liegen hierzu keine genaueren 
Angaben vor. An den Zählstellen im 
Hauptstraßennetz ist die registrierte 
Fahrzeugzahl durchschnittlich um 
4,5 Prozent gesunken, was bei dem 
leicht gestiegenen Fahrzeugbestand 
ebenfalls auf geringere innerstädti-
sche Fahrleistungen hindeutet. Für 
die CO2-Bilanz werden auch die 
Kraftstoffverbrauchswerte der 
Dresdner Bevölkerung außerhalb 
des Stadtgebietes einbezogen; der 
Bundestrend scheint daher reprä-
sentativer für die Bilanzierung zu 
sein. Der bundesweite Trend von 
minus 1,2 Prozent im Kraftstoff-
verbrauch (aus „Mineralöl-Zahlen 
2002“, Veröffentlichung des Mineral-
ölwirtschaftsverbandes Hamburg 
(www.mwv.de)) wurde für die Ab-
schätzungen der Verkehrsemissio-
nen Dresdens übernommen. Neben 
einer geringeren Fahrleistung kann 
dies auch auf den Kauf kleinerer und 
sparsamerer Pkw zurückzuführen 
sein. 

Selbst der Kraftstoffverbrauch im 

Flugverkehr war mit minus 
0,4 Prozent gegenüber 2001 wie-
derum leicht rückläufig. 

Da der insgesamt zu verzeich-
nende deutliche Anstieg in den CO2-
Emissionen von plus 4,5 Prozent 
durch die Hochwasserereignisse des 
Jahres 2002 nicht repräsentativ ist, 
soll auf die Bilanz des Jahres 2001 
zusätzlich eingegangen werden. 
Diese spiegelt eher den Trend der 
letzten Jahre wider. 

 

� 4.2 Bilanzjahr 2001 
 
Im Jahr 2001 war ein Rückgang im 
CO2-Emissionsvolumen von 110 bis 
135 kt (CO2-Äquivalentmenge, witte-
rungsbereinigt) gegenüber dem Jahr 
2000 zu verzeichnen. Das entspricht 
einer Minderungsrate von rund  
1,1 Prozent im Durchschnitt der vo-
rangegangenen zwei Jahre. Auch 
das ist als jährliche Reduktionsmen-
ge nicht ausreichend, um das Emis-
sionsziel für 2010 zu erreichen. Hier-
für sind durchschnittlich 2,8 Prozent 
Reduktion pro Jahr erforderlich. 

Die aktuelle Tendenz wäre noch 
weit ungünstiger, wenn nicht das 
über Jahrzehnte anhaltende Wachs-
tum des Straßen- und Flugver-
kehrsaufkommens bereits im Jahr 
2001 eine Unterbrechung erfahren 
hätte. 

Auch für das Jahr 2001 wurde der 
rückläufige Bundestrend im Kraft-
stoffverbrauch des Straßen- und 
Flugverkehrs auf Dresden übertra-
gen.  

 

 
Abb. 11: Entwicklung des Pkw-Motorisierungsgrades 
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Der Elektroenergieverbrauch kann 
aus den Abgabedaten von 
DREWAG und ESAG in seiner Voll-
ständigkeit nur noch begrenzt ange-
geben werden. Von Fremdlieferan-
ten durchgeleitete Strommengen 
sind z. B. in den DREWAG-Angaben 
bisher nicht enthalten. Daher und auf 
Grund anderer Unsicherheiten in der 
Datenerhebung kann für die zu ver-
zeichnende Reduktion in der CO2-
Bilanz nur die eingangs genannte 
Spanne angegeben werden. 

Etwa 40 Prozent der erzielten Ge-
samtreduktion resultieren aus Ver-
änderungen im Gebäudesektor.  
Hier sind v. a. die fortschreitende 
energetische Gebäudesanierung 
(Wärmedämmung und weitere Ablö-
sung restlicher Kohleheizungen) so-
wie der erhebliche Wohnungsleer-
stand zu nennen.  

Zu etwa 25 Prozent trug der Ein-
bruch im Flugverkehr nach dem 11. 
September des Jahres 2001 zur er-
reichten Emissionsminderung bei. 
Die Abschätzung hierzu erfolgte 
nicht auf Basis der rückläufigen 
Passagierzahlen (minus 6,6 Prozent 
bzgl. des Dresdner Flughafens), 
sondern im Hinblick auf den Rück-
gang von verbrauchtem Flugtreib-
stoff (minus 4,7 Prozent in 2001 
bundesweit gegenüber 2000 nach 
Angaben des Mineralölwirtschafts-
verbandes). 

Mit 20 Prozent sind die weiter 
rückläufigen Methanemissionen aus 
den Verlusten im Erdgasnetz in der 
Bilanz vertreten. Die Gasverluste 
gingen von 2,6 Prozent im Jahr 2000 
auf  0,8 Prozent in 2001 zurück. Die-
se positive Tendenz bei den Erdgas-
verlusten konnte im Jahr 2002 nicht 
bestätigt werden, wo es wieder ei-
nen Anstieg auf eine Verlustrate von 
rund 2 Prozent gab. Die einzelnen 
Verlustraten der DREWAG-
Erdgasversorgung sind Differenz-
größen aus Bezug und Verkauf. Sie 
sind daher nicht immer eindeutig ei-
nem Kalenderjahr zuzuordnen, wor-
aus sich diese jährlichen Schwan-

kungen in den ausgewiesenen Da-
ten ergeben. 
Hier wie im Flugverkehr wurde die 
höhere Klimawirksamkeit dieser E-
missionen in Form von CO2-
Äquivalentmengen berücksichtigt. 

Auch der Kraftstoffeinsatz im 
Straßenverkehr zeigte eine fallende 
Tendenz (minus 1,8 Prozent bun-
desweit, minus 1,55 Prozent in 
Sachsen - vgl. „MWV aktuell“ 
11/2002;  herausgegeben vom Mine-
ralöl-Wirtschaftsverband Hamburg 
(www.mwv.de)). Er trug damit zu et-
wa 12 Prozent an der Emissionsent-
lastung bei und resultierte haupt-
sächlich aus den deutlichen Preis- 
und Steuererhöhungen. 

Die restlichen 3 Prozent des Re-
duktionsergebnisses lassen sich 
nicht genau zuordnen. Das Strom-
aufkommen aus Fotovoltaik (PV-
Anlagen) stieg zwar im Jahresverlauf 
um über 100 Prozent (!) auf  
38 MWh (2002 sogar auf 90 MWh - 
einen großen Anteil an diesen au-
ßergewöhnlichen Steigerungsraten 
hat die Dresdner Initiative „Bürger-
kraftwerk“, (vgl. www.buergerkraft-
werk.de), doch werden mehr als 95 
Prozent der regenerativen Stromer-
zeugung in Dresden noch immer aus 
der Deponiegasverstromung er-
bracht. Da auch diese im Jahr 2001 
etwas erhöht werden konnte, ergibt 
sich durch die verstärkte regenerati-
ve Energienutzung in Summe ein 
Beitrag an der erzielten CO2-
Minderung von etwa  0,2 Prozent. 

Insgesamt summiert sich für das 
Jahr 2001 aus den genannten Re-
duktionsbeiträgen das Minderungs-
volumen gegenüber dem Vorjahr auf 
rund 170 kt CO2-Äquivalent. 

60 kt (35 Prozent) davon wurden 
durch den gestiegenen Strom-
verbrauch in Dresden allein im 
DREWAG-Versorgungsbereich kom-
pensiert. Er erhöhte sich um 8,3 
Prozent gegenüber 2000. Günstig-
erweise konnte dieser Zusatzbedarf 
zu etwa zwei Drittel aus der gleich-
zeitig gestiegenen Erzeugung im 
GuD-Heizkraftwerk gedeckt werden, 
so dass sich ein erhöhter Bezug von 
Braunkohlestrom im vorletzten Jahr 
in Grenzen hielt. 

Die Erfassungslücken im Strom-
sektor nehmen seit dem Beginn der 
Liberalisierung zu. Im Bereich der 
Haushaltskunden betragen sie heute 
etwa 3 bis 4 Prozent, die im verfüg-
baren Datenmaterial der DREWAG 

nicht enthalten sind. Die Absatzzu-
nahme bei Elektroenergie wird auch 
durch die Rückkehr von Kunden 
zum Lieferanten DREWAG, speziell 
im Bereich der Sondervertragskun-
den (plus 12 Prozent im Strom-
verbrauch 2001), verursacht. 

In der Bilanz 2001 und 2002 wie-
derum nicht enthalten sind N2O-
Emissionen und andere Klimagase. 
N2O umfasst in der sächsischen 
Treibhausgasbilanz rund 2 Prozent 
und bundesweit etwa 6 Prozent als 
CO2-Äquivalentmenge und stammt 
zu über 50 Prozent aus der Land-
wirtschaft. Andere treibhausrelevan-
te Gase (v. a. Fluorverbindungen) 
liegen in der Summe ihrer Klima-
wirksamkeit nach heutigem Kennt-
nistand bei etwa 1 Prozent. Bei die-
sen geringen Anteilen erscheint eine 
fortschreibbare Bilanzierung für 
Dresden zu aufwendig. Auf eine Er-
weiterung der Erfassung über CO2 
und CH4 hinaus wird daher auch 
weiterhin verzichtet. 

 
Fazit 
 
Die mittelfristige Zielstellung in 
der CO2-Reduktion konnte zwi-
schen 1998 und 2001 nur zu ma-
ximal 50 Prozent erreicht werden. 
Das Ausnahmejahr 2002 ver-
zeichnete sogar einen Wiederan-
stieg über die Bezugswerte des 
Jahres 1998 hinaus. Die bereits 
beschlossenen Maßnahmen zur 
Emissionsminderung müssen da-
her konsequenter umgesetzt und 
ergänzt werden. Eine Aktualisie-
rung und Fortschreibung/Er-
weiterung des CO2-Rahmenpro-
gramms sind erforderlich. 

Sollte die rückläufige Tendenz 
im Verkehrsaufkommen weiter 
anhalten, sind die für Dresden ge-
planten neuen Verkehrsbauvor-
haben zu überdenken. 
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5 Erfüllungsstand im CO2-Rahmenprogramm 

� 5.1 Tabellarische 
Gesamtübersicht  

 
Die kurze Zusammenstellung in der 
Tabelle 2 zeigt einen qualitativen 
Überblick zum Erfüllungsstand des 
Beschlusses zum CO2-
Rahmenprogramm in den vordringli-
chen Maßnahmen in der Emissions-
reduktion. 

Zwar ist das Gesamtprogramm 
auf einen Umsetzungshorizont bis 
2010 ausgerichtet, doch waren für 
viele Umsetzungsschritte Erfüllungs-
grundlagen in den vergangenen fünf 
Jahren zu schaffen. Da diese kon-

zeptionellen Grundlagen vielfach bis 
heute nicht vorliegen, ist die Umset-
zung in den verbleibenden Jahren in 
verschiedenen Bereichen (wie etwa 
dem KWK- und Fernwärmeausbau, 
der Vorbildrolle in der energetischen 
Sanierung und im Energiemanage-
ment öffentlicher Gebäude, der not-
wendigen Verkehrsminderung) ge-
fährdet. 

Einige der Versäumnisse sind der 
angespannten Lage im städtischen 
Haushalt geschuldet. In der Abbil-
dung 12 sei hier beispielhaft nur die 
Entwicklung der Haushaltsmittel im 
Titel „Energieeinsparkonzept, CO2-
Minderung und Klimaschutz“ des 

Umweltamtes aufgezeigt. 
Daraus wird ersichtlich, dass die 

weitere Arbeit am kommunalen Kli-
maschutzprogramm nach 1998 nur 
unter schwierigsten finanziellen 
Rahmenbedingungen stattfinden 
konnte. Auch tangierende Haus-
haltstitel anderer Ämter waren fort-
während von Kürzungen und Sper-
rungen betroffen. Für eine erfolgrei-
che Weiterführung des Programms 
ist daher wieder eine verlässliche fi-
nanzielle Basis erforderlich. 

Eine Erweiterung des Programms 
(nach den Erfordernissen des Kap. 
2.3) hin zu einer Erarbeitung von 
Maßnahmen zur Klimafolgenvorsor-

Erfüllungsgrad insgesamt 19 % 37 % 13 % 28 % 3 % 

     im Umsetzungsniveau keine 
Ergebnisse 

ansatzweise 
Umsetzung 

teilweise 
Erfüllung 

gute 
Ergebnisse 

beispielhafte 
Umsetzung 

von 32 Beschluss- 
punkten 

Tabelle 2: Qualitativer Überblick zum Erfüllungsstand des Beschlusses zum CO2-Rahmenprogramm 

Abb. 12: Entwicklung der städtischen Haushaltsmittel im Titel „Energieeinsparung, CO2-Minderung, Klimaschutz“ 
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ge und –adaption bedarf sogar zu-
sätzlicher Finanzmittel. Hierfür wird 
ab dem Jahr 2005 eine Zusammen-
arbeit mit dem Freistaat Sachsen 
und eine Co-Finanzierung durch die-
sen bzw. durch ein EU-Projekt 
angestrebt. Von diesen Ergebnissen 
zu notwendigen Anpassungsschrit-
ten an den regionalen Klimawandel 
sollten dann auch andere Städte und 
Gemeinden in Sachsen profitieren 
können.  

 

� 5.2 Kommunale öffentliche 
Gebäude und Kraftstoffein-
sparung 

 
Dies ist und bleibt das unmittelbare 
zentrale Handlungsfeld im eigenen 
Wirkungsbereich einer Kommunal-
verwaltung. Nur wenn hier eine er-
folgreiche Arbeit bei der Energieein-
sparung geleistet wird, können wei-
tergehende Schritte in der Zusam-
menarbeit mit Unternehmen und an-
deren Akteuren in unserer Stadt 
plausibel vertreten werden. Zusätzli-
che Anforderungen entstehen aus 
den akuten Notwendigkeiten einer 
weiteren Haushaltskonsolidierung. 
Effektiver Energieeinsatz kann und 
muss in Anbetracht der deutlich 
gestiegenen Energiepreise und -
steuern dazu einen wesentlichen 
Beitrag liefern. 

Für eine Gesamteinschätzung soll 
hier die hochwasserbedingte Aus-
nahmesituation des Jahres 2002 
nicht im Mittelpunkt stehen. Auch 
liegen die Daten für den kommuna-
len Energieverbrauch für das ver-
gangene Jahr noch nicht vollständig 
vor (insbesondere für Festbrennstof-
fe und Heizöl). In hochwasserge-
schädigten Gebäuden waren auf 
Grund von Zählerstörungen in eini-
gen Fällen nur Schätzwerte für die 
Verbrauchsermittlung verfügbar. Die 
zwischen 1996 und 2001 erzielte 
CO2-Reduktion von knapp 
10 Prozent im Gebäudebereich (oh-
ne die vom Hochbauamt nicht be-
treuten Objekte und Anlagen wie 
Krankenhäuser, Kulturpalast, Stadt-
entwässerung) liegt noch unter dem 
gesamtstädtischen Durchschnitt von 
etwa 11 Prozent. Damit kann von ei-
ner Vorreiterrolle in der Umsetzung 
eines wirksamen Klimaschutz- und 
Energiesparkonzeptes noch nicht 
die Rede sein, was einzelne positive 

Beispiele im Neubau von Kinderta-
gesstätten und beim Energiespar-
projekt an Schulen nicht schmälern 
soll. 

 

 
 
Bei den einzelnen Energieträgern ist 
folgende Gesamtentwicklung seit 
1996 zu verzeichnen: 

 
� Der Fernwärmeverbrauch ist um 

rund 30 Prozent zurückgegangen. 
Darin ist auch die Stilllegung eini-
ger Gebäude z. B. durch Schul-
schließungen enthalten. 

� Der Gesamtstromverbrauch (mi-
nus 1 Prozent) stagniert, trotz ei-
niger deutlicher Schwankungen 
von Jahr zu Jahr und den auch 
hier enthaltenen abgängigen Ge-
bäuden. Einer weiter steigenden 
Geräteausstattung steht im Jahr 
2002 eine deutliche Reduzierung 
durch Einsparungen bei der 
Stadtbeleuchtung gegenüber. 

� Der Gasverbrauch ist in den fünf 
Jahren deutlich gestiegen (plus 
45 Prozent). Hier spielten die 
noch vorgenommenen Kohleum-
stellungen eine Hauptrolle. 

 
Detailliertere  Aussagen  sind  den 
jährlichen Energieberichten des 
Hochbauamtes zu entnehmen. Fer-
ner liegt eine Übersicht zur Gesamt-
fahrleistung der Dienstfahrzeuge in 
der Verwaltung für das Jahr 2000 
vor (Gutachten zur Reorganisation 
des Fuhrparkmanagements der 
Stadt Dresden, Prof. BOOS & Part-
ner Consultants GbR, D-86923 Fin-
ning, 2002/03). Diese bildet die 
Grundlage für die vorgenommene 
Abschätzung zum Kraftstoff-
verbrauch und in der Zusammenfas-
sung mit einigen Großverbrauchern 
wie den städtischen Krankenhäu-
sern, der Stadtentwässerung und 
dem Kulturpalast, für die Angabe zur 
jährlichen Gesamtemission von 125 
kt CO2-Äquivalent im Zeitraum 
2000/01. Anhand dieser Größe wird 
deutlich, dass nur etwa zwei Drittel 
des hier dargestellten Energieein-

satzes vom Sachgebiet Energiewirt-
schaft des Hochbauamtes betreut 
werden können. 

Hinzu kommt, dass nach Aussage 
des Liegenschafts- und Hochbaube-
richtes 2003 der Energieverbrauch 
von 258 Objekten gar nicht erfasst 
wird, da sie ganz oder teilweise ex-
tern bewirtschaftet werden (Hoch-
baubericht 2003, Kap. Energiema-
nagement, Seite 42). Damit sind in 
Summe noch höhere Gesamtkosten 
für den Energie- und Wasser-
verbrauch als die dort angegebenen 
19,1 Mio. € für 2001 anzusetzen und 
bei den Einsparmöglichkeiten zu be-
rücksichtigen. Eine Zuständigkeits-
regelung dafür sollte getroffen wer-
den, denn es können auch große 
Objekte wie die Hamburger Straße, 
die Riesaer Straße und die Grunaer 
Straße in ihrem Beitrag zum Ener-
gieverbrauch bislang nicht einbezo-
gen werden. Diese organisatori-
schen Lücken für ein umfassendes 
Energiemanagement sollten in den 
nächsten Jahren geschlossen wer-
den. 

Die Kraftstoffeinsparung wurde 
speziell vom Hauptamt kontinuierlich 
und erfolgreich vorangetrieben. So 
konnten 2002 über 15 000 Liter 
Kraftstoff eingespart werden. Weite-
re Möglichkeiten werden erst mit der 
grundsätzlichen Reorganisation des 
gesamten Fuhrparkmanagements 
erschließbar. Das hierzu vom Ge-
schäftsbereich Allgemeine Verwal-
tung erstellte Gutachten ist noch 
umzusetzen. 

Ein Kernpunkt stellt die noch ef-
fektivere Auslastung der vorhande-
nen Fahrzeuge dar. Da dies mit ho-
hen Fahrleistungen verbunden ist, 
sollte bei Dieselfahrzeugen auf die 
fossile Erdölreserven schonende 
und kostengünstigere Möglichkeit 
des Tankens von Pflanzenöl hin-
gewiesen werden. Eine erste Tank-
stelle wurde in Dresden vor einigen 
Monaten eröffnet. Damit ließe sich 
die CO2-Emission um etwa 
50 Prozent verringern. Pflanzenöl 
wird aus nachwachsenden Rohstof-
fen der Region gewonnen. Es ist da-
her in der Verbrennung selbst CO2-
neutral. Pflanzenanbau, Aufberei-
tung und Transport  sind  jedoch  mit  
einem Energieaufwand verbunden, 
der indirekte CO2-Emissionen be-
wirkt. Insbesondere die N2O-
Emissionen in der Landwirtschaft 
sind in ihrer höheren Treibhauswir-
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kung zusätzlich zu berücksichtigen 
(„Aktuelle Bewertung des Einsatzes 
von Rapsöl/RME im Vergleich zu 
Dieselkraftstoff“, Hrsg. Umweltbun-
desamt Dezember 1999 (Text 
79/99)). 

Kraftstoffeinsparungen durch eine 
verstärkte CarSharing-Nutzung der 
Verwaltung (vgl. Dresdner Amtsblatt 
Nr. 19 Seite 5 vom 08.05.2003) sind 
bislang nicht quantifizierbar. Es 
konnten dadurch jedoch allein in den 
Ortsämtern Altstadt und Neustadt 
zwei Dienstfahrzeuge abgeschafft 
bzw. in der HA Mobilität die Wieder-
beschaffung eines Pkw vermieden 
werden. 

 

� 5.3 Einzelbeispiele 
5.3.1 Schulprojekte 
 
Auf die Gebäude des Schulverwal-
tungsamtes entfallen allein etwa 
60 Prozent des Fernwärmever-
brauchs aller städtischen Liegen-
schaften. Die Kosten dafür beliefen 
sich 2001 auf rund 9 Mio. €. Beson-
ders hohe spezifische Verbrauchs-
werte weisen Gebäude des Schul-
typs Dresden auf. Diese resultieren 
aus einem im unsanierten Zustand 
ungenügenden Wärmeschutz, einem 
ungünstigen Oberflächen-Volumen-
Verhältnis sowie einem großen Fen-
sterflächenanteil. Ebenso weisen die 
zum Schultyp Dresden gehörenden 
Turnhallen einen baulich schlechten 
Zustand auf. 
 
Modellsanierungen 
 
Im Jahr 2003 ist es erstmals mög-
lich, mit einem neuen Finanzie-
rungsmodell zehn Schulen des o. g. 
Typs in einem Jahr zumindest in der 
Gebäudehülle der Schule und in ih-
rem Sanitärbereich in Kooperation 
mit der STESAD GmbH einer Mo-
dernisierung zu unterziehen. Dabei 
wurde aus Kostengründen auf Wie-
derverwendungsprojekte aus 
bisherigen Sanierungen dieses 
Schultyps zurückgegriffen. Diese 
Projekte führen keinen Nachweis 
zu dem im Stadtratsbeschluss Nr. 
2868-76-98 geforderten erhöhten 
Wärmeschutz (zumindest wurden 
keine gesicherten Berechnungen 
zum künftigen Jahreswärmebedarf 
vorgenommen). Vielmehr waren 
sie durch das Datum ihrer Erstel-

lung noch an der Wärmeschutzver-
ordnung von 1995 ausgerichtet. Le-
diglich im Wärmedurchgangskoeffi-
zienten der Fensterflächen (mit UF = 
1,3 W/m2K) sehen die Planungen ein 
erhöhtes Niveau vor, was deren rela-
tiv großem Flächenanteil (bis zu 50 
Prozent der Außenfläche) Rechnung 
trägt. Eine Überarbeitung nach der 
inzwischen gültigen Energie-
Einspar-Verordnung (EnEV vom 
16.11.2001) bzw. eine Optimierung 
nach Punkt 2.1.5 im o. g. Beschluss 
mit dem zugehörigen Wirtschaftlich-
keitsnachweis (bei Berücksichtigung 
der indessen erheblich gestiegenen 
Energiepreise, vgl. Energiebericht 
2001 des Hochbauamtes, Seite 29) 
fanden nicht statt. Hierzu wäre zu-
sätzlicher Projektierungsaufwand er-
forderlich gewesen, der in dem äu-
ßerst engen Kostenrahmen nicht zur 
Verfügung stand. So sind nur subop-
timale Lösungen umgesetzt worden, 
die bei weiteren Sanierungsprojek-
ten verbessert werden sollten. 

Die große Spannbreite der tat-
sächlich erreichten Heizenergieein-
sparung bei sechs vergleichbaren 
Sanierungsprojekten am Schultyp 
Dresden zeigt die Abbildung 13. 

Diese Einsparungen liegen zwi-
schen 16 und 36 Prozent, mit deutli-
chen Schwankungen (gekennzeich-
net durch die angegebenen Streube-
reiche) in den Folgejahren. Es wird 
deutlich, welch großen Einfluss die 
Nutzer eines modernisierten Gebäu-
des auf die Verbrauchswerte haben. 
Um die verbesserten baulichen Ge-
gebenheiten bei den jetzt in der Sa-
nierung befindlichen Schulen best-
möglich zu nutzen, sollten begleiten-
de Nutzerprojekte an diesen zehn 
Schulen ab 2004 wirksam werden. 

Diese Nutzer-Projekte sollten sich 
an den seit 1997 an Dresdner Schu-
len erfolgreich praktizierten Modellen 
des Schulverwaltungsamtes in Zu-
sammenarbeit mit dem Sachgebiet 
Energiewirtschaft im Hochbauamt o-
rientieren.   

 
Energie-Spar-Projekte  
 
Dieser Wettbewerb wurde zwischen 
1997 und 2002 in insgesamt 167 
Fällen ausschließlich an Schulen 
praktiziert (vgl. jährliche Energiebe-
richte des Hochbauamtes mit detail-
lierten Ergebnisdarstellungen). Er 
gründet sich auf nichtinvestive Maß-
nahmen und soll in den Folgejahren 
weitergeführt werden. In einer ein- 
bis zweijährigen Projektlaufzeit kön-
nen Schüler als wesentliches 
Motivationselement die Hälfte der 
eingesparten Betriebskosten für 
eigene schulische Zwecke verwen-
den (entspr. Stadtratsbeschluss-Nr. 
V 212-7-99). Einige Schulen betei-
ligten sich auch mehrfach an diesem 
Vorhaben. Insgesamt konnten in den 
zurückliegenden sechs Jahren Be-
triebskosteneinsparungen von 460 
000 € erzielt werden. Eine Auswer-
tung über die vertraglichen Projekt-
laufzeiten hinaus zeigt z. B. beim 
Fernwärmeverbrauch die in der Ab-
bildung 14 dargestellte Tendenz. 

Eine durchschnittliche Einsparung 
von 16 Prozent allein durch das Nut-
zerverhalten ist erheblich. Wenn je-
doch der organisatorische Rahmen 
und das finanzielle Anreizsystem 
wegfallen, wird schon nach etwa drei 
Jahren das Ausgangsniveau wieder  
erreicht. Auch die Streuung der 
Verbrauchswerte nimmt wieder deut-
lich zu, so wie dies vor dem Projekt-

 
Abb. 13: Sanierung von Typenschulen 

-19%-19%-21%-34%-16%-36% -24% als Mittelwert
 der 6 Schulen

-50%

-40%

-30%

-20%

-10%

0%

H
ei

ze
ne

rg
ie

ei
ns

pa
ru

ng



 
20 

  

beginn zu beobachten war.  
Hier sollte überlegt werden, wie sich 
nutzerbedingte Einsparungen nach-
haltiger verankern lassen. Entspre-
chende Modellvorhaben sollten an 
den zehn Sanierungsschulen erprobt 
werden. Eine Übertragung erfolgrei-
cher Modelle auf andere Verwal-
tungsgebäude ist anzustreben.  

Eine EU-Richtlinie über die Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden 
(vom 16.12.2002, veröffentlicht im 
Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaft vom 04.01.2003, L 1/65-
71) sieht in Artikel 7 Abs. 3 vor, dass 
in größeren öffentlichen Gebäuden 
spätestens bis 2006 ein Ausweis 
über die Gesamtenergieeffizienz an 

einer für die Öffentlichkeit gut sicht-
baren Stelle angebracht wird. Mit 
dieser zusätzlichen Maßnahme soll-
te an den Schulgebäuden möglichst 
bald begonnen werden. Noch wir-
kungsvoller könnte eine entspre-
chende Visualisierung von Ver-
brauchswerten bei Elektro- und 
Wärmeenergie sein. Für ein solches 
Modellvorhaben im Jahr 2004 wurde 
ein Antrag an den Innovationsfonds 
vorbereitet. 

 
5.3.2 Innovationsfonds für den 
Klimaschutz 
Aus dem gemeinsam von Stadt und 
DREWAG verwalteten Innovations-

fonds (pro Jahr stehen aus 
DREWAG-Mitteln 1 Mio. € für den 
Innovationsfonds zur Verfügung) 
wurden zwischen 1997 und 2002 
insgesamt 53 Vorhaben unterstützt. 
Die jährlich dafür auf Antrag verge-
benen Mittel zeigt die Abbildung 15.  

Die Projekte, für die finanzielle 
Zuschüsse gewährt wurden, reichen 
von neuen Verlegeverfahren in der 
Fernwärme, Anlagen zur Solarener-
gienutzung an Schulen, Förderung 
der Ablösung noch vorhandener 
Kohle- und Ölheizungen, dem Bera-
tungs- und Förderprogramm zur e-
nergetischen Altbausanierung, ener-
getischen Forschungsvorhaben der 
TU Dresden bis hin zur Passivhaus-
bauweise für Wohnungen und künf-
tig auch für Kindertageseinrichtun-
gen. 

Die mit den Förderanträgen nach-
zuweisende CO2-Reduktion beläuft 
sich inzwischen rechnerisch auf jähr-
lich über 20 kt CO2. Das ist mehr als 
das Zehnfache dessen, was die 
Stadtverwaltung im Durchschnitt der 
letzten sechs Jahre an jährlichen 
Reduktionen erzielt hat. Damit wurde 
der Innovationsfonds zu einem we-
sentlichen Finanzierungselement für 
Projekte des kommunalen Klima-
schutzes, wie es der Beschluss des 
Stadtrates zum CO2-Rahmenpro-
gramm und die energiewirtschaftli-
chen Grundsätze in den DREWAG-
Gründungsverträgen vorgesehen 

Abb. 14: Darstellung der mittleren Energieeinsparung an Heizenergie mit zugehöriger Streubreite des Mittelwertes 

Abb. 15: Inanspruchnahme des Innovationsfonds (jährliche Auszahlung 
in  T Euro) 
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hatten. Die Entwicklung über die 
Jahre zeigt die Abbildung 16. 
Die akkumulierte Emissionsminde-
rung aller bewilligten Projekte geht 
von einer mindestens sechs- bis 
achtjährigen Nutzung der jeweiligen 
Investitionen aus. Um dies künftig 
auch nachweisen zu können, sollte 
das Antragsverfahren bei wesentli-
chen CO2-relevanten Vorhaben um 
eine Nachweispflicht nach jeweils 
zwei und fünf Jahren zu der bis da-
hin tatsächlich erbrachten CO2-
Reduktion ergänzt werden. Ein ent-
sprechendes Controlling zu den Er-
gebnissen der geförderten Projekte 
fehlt bisher. 

Im zweiten Balken ist die Förder-
effizienz der jährlich bewilligten Zu-
schüsse dargestellt. Sie sinkt seit 
1999 stetig. Daher ist der folgenden 
Beschlussvorgabe (Punkt 3.1.4 im 
CO2-Rahmenprogramm) für den In-
novationsfonds wieder verstärkt Be-
achtung zu schenken: 

„Priorität sollten die Vorhaben 
besitzen, die mit den eingesetzten 
Mitteln eine möglichst hohe CO2-
Reduktion erreichen.“  
 
5.3.3 Programm zur energeti-
schen Gebäudesanierung 
Die energetische Sanierung des 
Gebäudebestandes stellt nach wie 
vor das mit Abstand größte CO2-
Reduktionspotenzial dar. Es ist aber 
an die langen Sanierungszyklen des 
Altbaubestandes gebunden und da-
her nur über einen Zeitraum von 
mehreren Jahrzehnten erschließbar. 

Gefördert wurden Vollsanierungen 
von Mehrfamilienhäusern ab sechs, 
später ab drei Wohneinheiten (WE) 
oder Teilsanierungen ab sechs WE, 
wenn überwiegend Kohleheizung 
abgelöst wurde und das Gebäude im 
Versorgungsgebiet der DREWAG 
liegt. Bis heute bekamen etwa 60 
Gebäude eine Unterstützung bewil-
ligt. Zielgruppe dieser Förderung 
sind vorrangig Einzeleigentümer. Es 
war i. d. R. nur ein Gebäude pro Ei-
gentümer zulässig. Aus diesem 
Grund konnten große Wohnungsge-
sellschaften auf dieses Programm 
nur in Ausnahmefällen zugreifen. 

Die finanzielle Unterstützung wird 
in Abhängigkeit von dem Niveau der 
geplanten Energieeinsparung ge-
währt. Dieses Verfahren erlaubt indi-
viduellere Planungsentscheidungen 
als die Vorgabe von Mindestdämm-

standards für einzelne Gebäudeteile. 
Dieses Bemessungsverfahren wird 
inzwischen auch in der Bundesför-
derung der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW) im Fall der Gebäude-
sanierung praktiziert. 
 
Förderumfang und –gegenstand 
im ersten Förderzeitraum: 
 
� Im ersten Förderzeitraum 1999 

bis 2001 wurden 42 Gebäude mit 
336 WE und 15 Gewerbeeinhei-
ten mit 24442 m2 Gesamtfläche 
gefördert. 

� Überwiegend waren Blockrand-
bebauungen und Stadtvillen (Wür-
felhäuser) aus den Baujahren 
1880 bis 1930 und oft mit Denk-
malschutzauflagen betroffen. 

� Die Gesamtförderung betrug 
502 696 DM für Beratungsleistun-
gen und Investitionszuschüsse für 
zusätzliche Wärmedämmung. 

� Überwiegend wurden folgende 
energetische Sanierungsmaß-
nahmen  ausgeführt: 
- die Dämmung von unteren und     
oberen Geschossdecken gegen 
unbeheizte Räume,  
- Dachdämmung, 
- Erneuerung der Fenster, 
- Außendämmung der Fassade 
und 
- die Wärmebrückenharmonisie-
rung. 

� Damit wurden Gesamtinvestitio-
nen von 30 Mio. DM unterstützt 
und davon 7,2 Mio. DM für ener-
getische Mehraufwendungen. 

 
 

Förderergebnisse: 
 
� Die Nutzenergieeinsparungen 

lagen zwischen 16 und 69 Pro-
zent, spezifische Einsparung 
zwischen 38 und 215 kWh/m2 
und Jahr. 

� Die Emissionsminderung durch 
die energetische Sanierung der 
geförderten Gebäude beträgt für 
den Zeitraum bis 2001 1700 t 
CO2 pro Jahr. 

 
Fortsetzung des Förderpro-
gramms ab 2002: 
 
� mit einem Förderbudget von rund 

266 000 € für Beratung, Investiti-
onszuschüsse, Öffentlichkeitsar-
beit und ggf. Softwareanpassung. 

� Verlagerung des Schwerpunktes 
der Förderung anhand der bishe-
rigen Erfahrungen auf hochwerti-
ge Sanierung mit 31 bis 70 Pro-
zent Nutzenergieeinsparung. Ne-
ben der Ablösung der Kohle wird 
ab 2002 auch die der Ölheizung 
gefördert. 

� Es wurden bisher etwa 20 weitere 
Gebäude in das Antragsverfahren 
aufgenommen, die Umsetzung 
der Baumaßnahmen ist z. T. noch 
im Gange. Eine Auswertung der 
Ergebnisse erfolgt nach Fertigstel-
lung. 

 
Das Umweltamt Dresden stand mit 
dem Sächsischen Staatsministerium 
für Umwelt und Landwirtschaft im 
Kontakt, um eine effiziente Verbin-
dung des städtischen Programms 
mit dem Sächsischen Energiepass 
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Abb. 16: Erreichte CO2-Minderung über den Innovationsfonds 
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zu gestalten. Die Qualität der vorbe-
reitenden Beratung der Bauherren 
sollte dabei aber nicht reduziert wer-
den. Dies war mit dem Sächsischen 
Energiepass in seiner jetzigen Form 
nicht möglich, so dass dieser nur als 
Zusatzleistung in das städtische 
Programm integriert wurde. Bera-
tungsbasis für die Hauseigentümer 
bleibt weiterhin das bewährte Pro-
gramm der „Vor-Ort-Beratung“ des 
Bundes. 
Es gelang mit dem Dresdner Pro-
gramm zur energetischen Gebäude-
sanierung ein wesentliches Bera-
tungs- und Förderinstrument für den 
Bereich der privaten Hauseigentü-
mer in unserer Stadt zu etablieren. 
Mit der Schulung von Sanierungsbe-
ratern und der Bereitstellung von 
Ratgeberbroschüren konnte ein trag-
fähiges Netz für die Unterstützung 
der Eigentümer noch nicht sanierter 
Altbauwohnungen geschaffen wer-
den. 

 
5.3.4 Weitere Aktivitäten in 
Dresden 
Die nachfolgende Aufzählung ver-
deutlicht das breite Handlungsspek-
trum im Sektor Klimaschutz. Die 
Kurzdarstellung dieser 
Einzelbeispiele stellt nur eine 
Auswahl dar. Es wird damit 
unterstrichen, dass es auch künftig 
nicht einige wenige Großprojekte 
geben wird, die den wesentlichen 
Beitrag zum Füllen der noch 
verbleibenden Reduktionslücke 
erbringen werden. Vielmehr ist das 
bürgerschaftliche Engagement aller 
Dresdner erforderlich, um weitere 
bedeutende Schritte im Klimaschutz 
erreichen zu können.  
Straßenbeleuchtung 
Mit der im Mai 2002 vom Verwal-
tungsvorstand beschlossenen Re-
duzierung der Einschaltzeiten der 
Straßenbeleuchtung (jede zweite 
Leuchte wird für etwa sechs Nacht-
stunden außer Betrieb genommen) 
bzw. der Entfernung von einem der 
vier Brenner in den noch vorhande-
nen knapp 2 000 Gaslaternen ergibt 
sich nicht nur eine Kosteneinspa-
rung von über 400 000 € jährlich. 
Ebenso wird die CO2-Bilanz um 
2 400 t pro Jahr entlastet. Auf die 
Unfallstatistik hat sich diese Maß-
nahme bisher nicht negativ ausge-
wirkt. 
 

Solare Optimierung in der Bau-
leitplanung 
Mit dem B-Plan Dresden-
Niedersedlitz Nr. 6 (Markersbacher 
Weg) wurde erstmals in Dresden ein 
Bebauungsplan nach solarenergeti-
schen Gesichtspunkten optimiert. 
Dies betrifft die Südausrichtung der 
Gebäude, geringe Verschattungen, 
günstige Dachneigungen u. a. m. 
Damit wurden notwendige Voraus-
setzungen geschaffen, um bei den 
zu errichtenden Gebäuden einer-
seits eine hohe passive Solarener-
gienutzung (z. B. durch Fensterflä-
chen im Winterhalbjahr) zu ermögli-
chen und andererseits aktive Solar-
elemente auf dem Dach oder an der 
Fassade sofort oder in der späteren 
Nachrüstung ohne Ertragseinbußen 
installieren zu können.  

Allein durch diese Planungsopti-
mierung konnten die städtebaulich 
bedingten solaren Verluste (infolge 
der ursprünglich vorgesehenen Ge-
bäudeorientierung und der damit 
verbundenen Verschattung) halbiert 
werden. Der Heizenergiebedarf 
konnte ohne zusätzliche Investiti-
onserfordernisse um 18 Prozent ge-
senkt werden. 

Diese im Planungsprozess inte-
grierte solare Optimierung stellt im 
Kosten-Nutzen-Verhältnis den güns-
tigsten Ansatz dar, um für die Solar-
energie künftig einen verstärkten 
Einsatz zu erschließen. Die heute 
entstehenden Gebäude werden mit 
Sicherheit einen Zeitraum erleben, in 
dem weder Erdöl noch Erdgas in 
ausreichender Menge zur Verfügung 
stehen werden. 

 
Untersuchung zum energetischen 
Benchmarking für städtische Ge-
bäude (STEIN, ANDREAS Diplom-
arbeit vom 06.01.2003 an der FH Zit-
tau/Görlitz zum Thema: „Energeti-
sches Benchmarking für Gebäude 
der Stadt Dresden“) 
Die Erarbeitung von Energie-
kennzahlen erleichtert den Vergleich 
und die energetische Bewertung von 
Gebäuden. Mit ihrer Hilfe können 
Einsparpotentiale besser erschlos-
sen werden, indem man im zweiten 
Schritt energetische Detailanalysen 
auf identifizierte Schwachstellen 
konzentrieren kann. Die Untersu-
chungen sollen für den Eigenbetrieb 
Kindertagesstätten in 2003 weiterge-
führt werden. Bei den analysierten 

Verwaltungsgebäuden wurde die 
folgende Feststellung getroffen: 

„Den Immobilien der LH Dresden 
wurde in der Vergangenheit zu we-
nig Aufmerksamkeit hinsichtlich ei-
ner effizienteren Bewirtschaftung 
gewidmet. Ursache hierfür ist, dass 
durch vielfach verteilte Aufgaben 
und Verantwortungsbereiche eine 
effektive Bewirtschaftung der Immo-
bilien aufgrund verschiedener 
Zielkonflikte zwischen z. B. 
Eigentümer, Nutzer und 
Bewirtschafter unmöglich ist. 

Hier bestehen noch enorme Kos-
teneinsparungspotenziale, die es 
aufzudecken gilt.“ (ebenda Seite 12) 
 
Einsatz des Öko-Audits in zwei 
Bereichen der Stadtverwaltung 
Die 116. Mittelschule und das 
Grünflächenamt sind seit September 
2001 im europaweiten „Gemein-
schaftssystem für das Umweltmana-
gement und die Umweltbetriebsprü-
fung“ (EMAS) verzeichnet. Die Ur-
kunden erhielten sie Mitte Dezember 
2001 vom Präsidenten der Industrie- 
und Handelskammer im Dresdner 
Rathaus. 

Das umfassende Zertifizierungs-
verfahren dokumentiert auch Stand 
und Entwicklung des Energie- und 
Kraftstoffverbrauchs. Bilanziert wer-
den ebenso die CO2-Emissionen. 

Für das Grünflächenamt konnten 
Aktualisierungen für 2002 und 2003 
vorgenommen werden, die für die 
CO2-Emissionen in nur drei Jahren 
einen Rückgang von 11,4 Prozent 
nachweisen. Eine derart gute Da-
tenbasis liegt für kein anderes Amt 
der Stadtverwaltung vor. 

Für die 116. Mittelschule soll eine 
Aktualisierung der Bewertung auch 
noch 2003 erfolgen, deren Finanzie-
rung vom Schulverwaltungsamt 
selbst übernommen wird. 

Damit verfügt die Landeshaupt-
stadt Dresden als erste sächsische 
Kommune über zwei Beispiele für 
ein Umweltmanagement nach euro-
päischem Standard, die eine hervor-
ragende Grundlage für eine aktuelle 
Bewertung und für den Weg zu wei-
teren gezielten Umweltentlastungen 
bieten. 

 
Projektstudie zur verstärkten Nut-
zung erneuerbarer Energien 
Die Vereinigung zur Nutzung erneu-
erbarer Energien (VEE Sachsen 
e. V.) führte im Auftrag des Umwelt-
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amtes im 2. Halbjahr 2002 eine pro-
jektbezogene Untersuchung zur 
Ausweitung der Nutzung regenerati-
ver Energiequellen im Stadtgebiet 
von Dresden durch. Dabei entstan-
den 16 Projektvorschläge, die in der 
Summe eine jährliche CO2-
Reduktion von etwa  84 kt pro Jahr 
bewirken können. Auch die Nutzung 
erneuerbarer Energien kann damit 
nur ein Beitrag unter vielen anderen 
sein, um die Zielstellung für 2010 
noch erreichen zu können. Der 
Schwerpunkt wird hier, wie auch für 
den gesamten Freistaat Sachsen, in 
einer umfassenden Nutzung der 
Biomasse gesehen. Ein erster An-
satz ist in Dresden mit der vom Frei-
staat geförderten Errichtung einer 
ersten Pflanzenöltankstelle umge-
setzt worden. Mit nur geringem Um-
stellungsaufwand können Dieselmo-
toren diesen regenerativen und ge-
genwärtig auch kostengünstigeren 
Kraftstoff nutzen. 

 
Bürgerkraftwerk Dresden (vgl. 
www.buergerkraftwerk.de)  
Hierbei handelt es sich um eine Ge-
meinschaftsinitiative der Energie-
agentur Dresden, des Deutschen 
Hygiene-Museums und der Landes-
hauptstadt. Sie konzentriert sich auf 
den Ausbau der Gewinnung von So-
larstrom (PV-Anlagen). Hier konnten 
in den Jahren 2001 und 2002 jeweils 
Steigerungsraten von über 100 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr erreicht 
werden. Einen großen Anteil an die-
sen außergewöhnlichen Zuwachsra-
ten haben die Dresdner Initiative 
„Bürgerkraftwerk“, für die der Ober-
bürgermeister die Schirmherrschaft 
übernommen hat, und ähnlich orga-
nisierte Gemeinschaftsanlagen. Sie 
ermöglichen Bürgern unserer Stadt, 
die nicht über eigene Dachflächen 
verfügen, Anteile an PV-Anlagen zu 
erwerben, die z. B. auf dem Hygie-
nemuseum (z. z. 9,7 kWp) errichtet 
wurden. 
 

 

 
Ab September 2003 sollen Muster-
verträge auch die entsprechende 
kommerzielle Nutzung der Dachbe-
reiche auf Schulen und Kindertages-
stätten ermöglichen. Finanziell un-
terstützt wird dieses innovative Pro-
jekt aus den Zusatzerlösen des 
DREWAG-Tarifs „Grüner Strom für 
Dresden“. 

 
Substitution fossiler Brennstoffe 
Die Firma Amand gewinnt bei der 
Sperrmüllaufbereitung in Dresden-
Lockwitz aus jährlich 100 kt Abfall 
rund 20 bis 30 kt Ersatzbrennstoff, 
der z. B. in einer Ziegelei verwendet 
wird. Damit können übliche Brenn-
stoffe und die damit verbundenen 
höheren CO2-Emissionen ersetzt 
werden. 

Ähnliches sieht das Energiekon-
zept der Kläranlage Dresden-Kaditz 
vor. Hier wird das Gas aus der Klär-
schlammfaulung als Ersatzbrennstoff 
in der Klärschlammtrocknung einge-
setzt. 

Ferner wird schon seit 1998 die 
Deponiegasverstromung durch die 
Stadtreinigung Dresden erfolgreich 
praktiziert. Deponiegas wird als re-
generativer Energieträger eingestuft. 
Damit ergeben die jährlich rund 10 
GWh Elektroenergie aus Deponie-
gas noch immer über 95 Prozent der 
erneuerbaren Stromerzeugung in 
Dresden. 

 
PV-Module auf WOBA-Dächern 
woba_p1 
Im Bereich Burgenlandstraße/Eisen-
städter Weg/Steirische Straße in 
Dresden-Laubegast installiert die 
Südost-WOBA erstmals eigene So-
laranlagen auf den Dächern einiger 
Wohnhäuser. Die Wohnbau Nord-
west GmbH stellte die Dachfläche 
auf dem Gebäude Hauptstraße 38 
bis 48 für eine Gemeinschaftsanlage 
„SONN DIR WATT II und III (insge-
samt 11,5 kWp) des Bürgerkraft-
werks zur Verfügung. 
 

 
 

Dies sind nicht unerhebliche Beiträ-
ge, denn insgesamt waren in Dres-
den im Jahr 2002 erst etwa 110 bis 
120 kWp an Photovoltaik (PV) instal-
liert. 

 
Erste Passivhäuser auch in Dres-
den 
 

 
 
Die Bauherrengemeinschaft „Nest-
werk“ in Dresden-Pillnitz errichtete 
2001 in Dresden die ersten Häuser 
nach dem Passivhaus-Standard. 
Diese Häuser weisen einen so ge-
ringen Heizenergiebedarf auf, dass 
auf ein konventionelles 
Heizungssystem verzichtet werden 
kann. Mit nur etwa 10 Prozent des 
im Wohnungsbestand gegenwärtig 
üblichen Energiebedarfs verkörpern 
solche Gebäude den gegenwärtig 
für den Klimaschutz optimalen 
Dämmstandard. 

Erstmals wird auch ein Kindergar-
ten (Neubau Fidelio-F.-Finke-Str. 11) 
in Dresden-Loschwitz in einer pas-
sivhausnahen Bauweise entstehen. 
Dies sollte Modellcharakter für neue 
öffentliche Gebäude gewinnen. Es 
zeigt, wie die Forderungen des CO2-
Rahmenprogramms nach einer Vor-
bildwirkung öffentlicher Gebäude 
praktisch umsetzbar sind. 
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Die STESAD GmbH plant in Zu-
sammenarbeit mit einem Dresdner 
Architekturbüro Einzel-, Doppel- und 
Reihenhäuser in Dresden-Nickern in 
Passivbauweise auszuführen 
(STESAD-Pressemeldung vom 
08.11.2002 (vgl. www.stesad.de)). 

 
Projekt „KombiMobil“ 
Hiermit kann z. B. das Park&Ride-
System deutlich effektiver gestaltet 
werden. Die an einem P&R-Platz 
abgestellten Fahrzeuge sollen dabei 
einer Zwischennutzung zugeführt 
werden. Dafür bietet sich das in 
Dresden bereits erfolgreich prakti-
zierte Modell des CarSharings an. 
Hiermit könnten erstmals auch Be-
rufspendler für den Verzicht auf das 
eigene Auto und die verstärkte Nut-
zung des ÖPNV gewonnen werden. 
In einer ersten Untersuchung der TU 
Dresden („Projekt KombiMobil Dres-
den“ – Vorläufiger Abschlussbericht 
des Lehrstuhls für Verkehrsökologie 
der TU Dresden vom 28.11.2002) 
wurde der Bereich Dresden-
Klotzsche als aussichtsreichste Re-
gion für den Start eines solchen Pro-
jektes ermittelt. Gegenwärtig laufen 
Befragungen der Mitarbeiter von In-
fineon, die das Potenzial für eine Be-
teiligung ermitteln sollen. Bei ausrei-
chender Resonanz und der Finan-
zierungsabsicherung für eine Pilot-
phase kann das Vorhaben 2004 be-
ginnen. Es wäre ein erster Ansatz, 
um auch im Verkehrsbereich wirk-
same Projekte zur Emissionsminde-
rung umzusetzen. 
 
Fazit 
 
Bei all den dargestellten erfolgrei-
chen Handlungsansätzen bleibt 
die Gesamtwirkung auf die Emis-
sionsbilanz unzureichend. Das 
Minderungsziel ist auch nicht 
durch einige wenige Schwer-
punktmaßnahmen sicher erreich-
bar. Spektakuläre Einzelerfolge 
sind kaum noch zu erwarten. Erst 
die Summe des gesamten in die-
sem Bericht aufgezeigten Hand-
lungsspektrums kann zu weiteren 
merklichen Reduktionsschritten 
führen. 

Risiken, die mit neuen zusätzli-
chen CO2-Emissionen verbunden 
sind, können aus dem steigenden 
Klimatisierungsbedarf der Gebäu-
de infolge der Erhöhung der 

sommerlichen Temperaturmaxima 
und dem Induzieren zusätzlichen 
Verkehrs mit der Fertigstellung 
der Bundesautobahn A 17 resul-
tieren. 

Selbst Reduktionsmaßnahmen, 
die bis 2010 nur eine begrenzte 
Wirksamkeit entfalten werden, 
sind zu verfolgen. Klimaschutz 
wird auch in den folgenden Jahr-
zehnten für die Menschheit von 
zentraler Bedeutung sein. Um das 
Kriterium der Nachhaltigkeit im 
Emissionsvolumen zu erreichen, 
sind bis 2050 Gesamtreduktionen 
bei CO2 von etwa 80 Prozent not-
wendig (vgl. „Mehr Zukunft für die 
Erde – Nachhaltige Energiepolitik 
für dauerhaften Klimaschutz“ Ab-
schlussbericht der Enquete-
Kommission des 12. Deutschen 
Bundestages, Economica Verlag 
Bonn 1995 und „Zukunftsfähiges 
Deutschland – Ein Beitrag zur 
global nachhaltigen Entwicklung“ 
Studie des Wuppertal Instituts für 
Umwelt Klima Energie 1995). We-
sentliche Weichen dafür werden 
heute gestellt. 
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6 Maßnahmen zur Fortschreibung des CO2-Rahmenprogramms 

Der vorliegende Bericht zeigt sowohl 
die Erfolge als auch die Versäum-
nisse im kommunalen Klimaschutz 
der zurückliegenden Jahre auf. Die 
Zielstellung für 2010 kann im Rah-
men des bisher praktizierten Hand-
lungsspektrums nicht vollständig er-
reicht werden. Um den mit der Mit-
gliedschaft im Klima-Bündnis euro-
päischer Städte eingegangenen 
Verpflichtungen weiterhin nachzu-
kommen und auf die aktuellen Ver-
änderungen in den Rahmenbedin-
gungen zu reagieren, werden Er-
gänzungen in folgenden Bereichen 
für das 1998 beschlossene CO2-
Rahmenprogramm vorgeschlagen: 
 
1. Das kommunale Klimaschutz-

konzept bedarf einer Ergänzung 
durch Untersuchungen zur 
Klimafolgenvorsorge. Wie 
kann sich die Landeshauptstadt 
Dresden in ihrer Entwicklung an 
die veränderten Klimabedingun-
gen anpassen? (vgl. Erläuterun-
gen auf  den Seiten 6 bis 9) Die-
se zu erarbeitenden Maßnah-
men sind in die städtischen Pla-
nungen (insbesondere die Land-
schaftsplanung) aufzunehmen. 
Dabei sollen die absehbaren 
Veränderungen in der natürli-
chen Vegetation berücksichtigt 
und Anpassungsschritte hin-
sichtlich des fortschreitenden 
Klimawandels aufgezeigt wer-
den. 
Auch Verbesserungen im Kata-
strophenschutz können daraus 
abgeleitet werden. Wenn Stark-
niederschläge künftig verstärkt 
in Frühjahr und Herbst zu erwar-
ten sind, kann dies mit starken 

Bodenerosionen in Hanglagen 
verbunden sein. Hierzu sollten 
Vorsorgemaßnahmen unter-
sucht werden. Ferner können 
langanhaltende Hitzeperioden in 
den Sommermonaten verstärkt 
zu andauernder Brandgefahr auf 
gehölzbestandenen Freiflächen 
führen. Die großflächigen Brän-
de in Südeuropa und Kalifornien 
des Jahres 2003 sollten Anlass 
sein, den Brandschutz an wald-
nahen Siedlungsteilen zu ver-
vollkommnen. 

2. Hochindustrialisierte Standorte 
werden mit ihrer weitentwickel-
ten Infrastruktur in den nächsten 
Jahrzehnten kaum in der Lage 
sein, grundlegende Systemver-
änderungen (z. B. in der Versor-
gungswirtschaft oder in der Ver-
kehrsstruktur) vorzunehmen. 
Solche grundsätzlichen Neue-
rungen sind jedoch erforderlich, 
um die auch nach 2010 weiter-
hin erforderlichen drastischen 
Emissionsminderungen weltweit 
erreichen zu können und so den 
Klimawandel zu begrenzen. Aus 
diesem Grund ist es schon heu-
te angezeigt, entsprechende 
Weichenstellungen beim Neu-
aufbau wirtschaftlicher Infra-
struktur v. a. in den sogenannten 
Schwellenländern vorzunehmen. 
Dort können Investitionen ein 
Vielfaches an CO2-
Emissionsminderung bewirken. 
Damit sind Exportchancen für 
hiesige Unternehmen verbun-
den. Hier könnte die Landes-
hauptstadt Dresden eine 
Vermittlerrolle übernehmen und 
in Kooperation mit 
Wirtschaftsunternehmen der 

ternehmen der Region geeigne-
te Projekte zur CO2-Reduktion 
in Schwellenländern beför-
dern. Solche CDM-Projekte 
(clean development mecha-
nism) können sich dabei mittel-
fristig im Rahmen des im Aufbau 
befindlichen Emissionshandels 
zusätzlich für die Beteiligten fi-
nanziell auszahlen. Sie helfen 
ferner, die sich im Rahmen des 
Klimawandels abzeichnenden 
weltweit wachsenden Konflikt-
konstellationen zu entschärfen 
(„Klimawandel und Konflikte – 
Verursacht der Klimawandel 
Konfliktpotenziale? Wie kann der 
internationale Klimaschutzpro-
zess hierauf reagieren?“ Veröf-
fentlichung des BMU, November 
2002). 

3. Im beschlossenen CO2-
Rahmenprogramm wurde auf 
die 1998 gültigen gesetzlichen 
Vorschriften eingegangen. Kon-
kret sind die Bezugnahmen auf 
die WSchVo’95 für Sanierung 
und Neubau kommunaler Ge-
bäude durch die jeweils 
aktuellen gesetzlichen 
Vorschriften für den baulichen 
Wärmeschutz zu ersetzen (vgl. 
Hinweise auf Seite 20). 
Gegenwärtig sollten die 
beschlossenen erhöhten 
Anforderungen für die Planung 
von Projekten zur Erstellung 
oder Modernisierung öffentlicher 
Gebäude in Dresden an der 
Energie-Einspar-Verordnung (E-
nEV) vom 16.11.2001 
ausgerichtet werden. Ein 
höherer baulicher Standard 
sollte und soll weiterhin im 
Rahmen der wirtschaftlichen 
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Möglichkeiten die Vorbildrolle 
der Kommune verdeutlichen. 

4. Bisher erreichen bauliche Sanie-
rungen an Schulen als dem Ge-
bäudepool mit dem in Summe 
größten Heizenergieverbrauch 
oft nicht das Optimum der mit 
den vorgenommenen Investitio-
nen erreichbaren Verbrauchs-
minderungen. Schulsanierungen 
sind daher künftig durch nutzer-
orientierte Einsparprojekte zu 
begleiten. Dabei sollen die durch 
den verbesserten Wärmeschutz 
gegebenen Möglichkeiten zur 
Betriebskostensenkung best-
möglich genutzt und langfristig 
gesichert (vgl. Erläuterungen auf  
den Seiten 18 bis 20) werden. 
Die mit Modellprojekten an 
Schulen gewonnenen Erfahrun-
gen sollen auf andere Verwal-
tungsgebäude übertragen wer-
den. Die EU-Richtlinie zur Ge-
samtenergieeffizienz von Ge-
bäuden soll in Teilbereichen (z. 
B. in Verbindung mit den Schul-
projekten) vorfristig umgesetzt 
werden. Dies kann z. B. die Be-
kanntgabe und Visualisierung 
von Energieverbrauchswerten 
im Eingangsbereich der jeweili-
gen Gebäude (1 in Anlehnung an 
eine Forderung nach Artikel 7, 
Abs. 3 der EU-Richtlinie über die 
Gesamtenergieeffizienz von Ge-
bäuden (vom 16.12.2002); veröf-
fentlicht im Amtsblatt der Euro-
päischen Gemeinschaft vom 
04.01.2003, L 1/65-71) betref-
fen. 

5. Die bisherige hohe Quote des 
Energiebezugs aus modernen 
Anlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung soll weiterhin erhalten 
bleiben. 

6. Noch immer ist die Erfassung 
von Energiedaten für städtische 
Gebäude lückenhaft und teilwei-
se mit hohem manuellem Auf-
wand verbunden. Daher ist die 
Fertigstellung und wirksame 
Nutzung eines flächendecken-
den zentralen Energie-
Managements (vgl. Erläuterun-
gen auf  den Seiten 18 bis 20 
und „energetisches Benchmar-
king“ auf Seite 23) eine Kern-
voraussetzung zur effektiven 
Energiebewirtschaftung. Dies 
sollte günstigerweise im Rah-
men des kommunalen Facility-
Managements für die städti-

schen Liegenschaften und unter 
Einbeziehung der Eigenbetriebe 
(außer Krankenhäuser und 
Stadtentwässerung) sowie grö-
ßerer Mietobjekte erfolgen. Das 
zuständige Hochbauamt möchte 
jedoch gegenwärtig von einer 
entsprechenden Beschlussfas-
sung absehen, da die vollständi-
ge Finanzierbarkeit dieses Vor-
habens nicht gesichert ist. Damit 
bleiben verschiedene Potenziale 
der Betriebskostenreduzierung 
weiterhin ungenutzt, sofern nicht 
externe Partner dieses Ge-
schäftsfeld nach Punkt 7 über-
nehmen. 

7. Es ist eine Ausschreibung von 
jährlich etwa 5 städtischen Ob-
jekten für ein Energieeinspar-
Contraring anzustreben. Da ei-
gene Investitionsmittel für ent-
sprechende Modernisierungen 
und die Controllinginstrumente 
des Betriebsverbrauches auch in 
den Folgejahren knapp bemes-
sen sein werden, wird hierin eine 
realistische Möglichkeit gese-
hen, die von nahezu allen Äm-
tern als wesentliches Hemmnis 
genannte Investitionsbarriere bei 
Anlagenmodernisierungen und 
Überwachungstechniken we-
nigstens in den zur Zeit rentierli-
chen Teilbereichen zu überwin-
den. Das auf diesem Wege er-
schließbare externe Know-How 
sollte gleichzeitig Anregungen 
und Vergleichsmöglichkeiten für 
eigenfinanzierte Modernisierun-
gen und Nutzerprojekte liefern. 

8. Innerhalb des städtischen 
Fuhrparks sind Dieselfahrzeuge 
zur Emissionsentlastung und 
Kosteneinsparung auf die Mög-
lichkeit der Nutzung von Pflan-
zenöl als Kraftstoff (vgl. Erläute-
rungen auf Seite 19 und 22) zu 
überprüfen. Hierdurch können 
regionale Wirtschaftskreisläufe 
belebt werden. 

9. Für den gesamtstädtischen Ver-
kehrsbereich sollen Modellpro-
jekte erarbeitet und umgesetzt 
werden, die vorrangig zu Entlas-
tungen und Emissionsminderun-
gen im Berufsverkehr (vgl. Er-
läuterungen zum Projekt „Kom-
biMobil“ auf Seite 23) führen. 
Hier kann eine innovative Kom-
bination von MIV und ÖPNV zu 
finanziell attraktiven Entlas-
tungseffekten führen. Vorunter-

suchungen zu einem Projekt 
„KombiMobil“ sind bereits ange-
laufen. Hier soll die Nutzung von 
Fahrzeugen bei Berufspendlern 
effektiver gestaltet werden. Dies 
kann durch eine Zwischennut-
zung der Pkw im Business-Car-
Sharing erreicht werden. Klima-
politisch noch wirksamer ist per-
spektivisch die Reduzierung die-
ser Pkw-Nutzung auf eine Zu-
bringerrolle für den ÖPNV.  
Dabei sollten die öffentlichen 
Verwaltungen eine Vorreiterrolle 
im betrieblichen Mobilitätsmana-
gement entwickeln. 
Veränderte Rahmenbedingun-
gen sind bei rückläufigen Moto-
risierungskennziffern oder sin-
kenden Fahrleistungen gege-
ben, wie sie infolge der langfris-
tigen Bevölkerungsentwicklung 
zu erwarten sein werden. Dieser 
Trend muss bei weiteren Ver-
kehrsbauvorhaben in Dresden 
Berücksichtigung finden, damit 
die begrenzten Mittel für die Inf-
rastrukturentwicklung künftig ef-
fektiv eingesetzt werden können. 

10. Das Vergabeverfahren im Inno-
vationsfonds ist für wesentliche 
CO2-relevante Vorhaben durch 
Verpflichtungen für die An-
tragsteller zu ergänzen, dass 
zwei und fünf Jahre nach der 
Mittelbewilligung Nachweise zu 
erbringen sind, die die tatsäch-
lich erreichte CO2-Reduktion do-
kumentieren (vgl. Erläuterungen 
auf Seite 20) sowie die weitere 
Zeitspanne für die Wirksamkeit 
der vorgenommenen Investitio-
nen abschätzen. Auf anderem 
Wege erscheint eine fortlaufen-
de Bilanzierung der hier in er-
heblichem Umfang bewirkten 
Emissionsminderungen nicht 
mehr darstellbar zu sein. 

 
Mit diesen konkretisierten und erwei-
terten Handlungsansätzen wird das 
Ziel einer höheren Wirksamkeit im 
kommunalen Klimaschutzprogramm 
verfolgt. Ob neben der konsequente-
ren Umsetzung der bisherigen Pro-
grammpunkte mit den hier formulier-
ten Erweiterungen, die Verpflichtun-
gen zur Emissionsreduktion in Dres-
den erreichbar sein werden, wird 
sich in drei bis vier Jahren abschät-
zen lassen. Erst zu diesem Zeitpunkt 
wird zu entscheiden sein, wie mit 
den vorliegenden Zielvorgaben in 
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der dann notwendigen weiteren Fort-
schreibung des kommunalen Klima-
schutzprogramms umzugehen sein 
wird. Eine Reduzierung des 
Zielwertes in der von Dresden ange-
strebten Halbierung der Emissionen 
erscheint in Anbetracht des sich wei-
ter beschleunigenden Klimawandels 
unvertretbar.  

Durch den bevorstehenden Start 
des internationalen Emissionshan-
dels können sich neue, wirtschaftlich 
attraktive Chancen ergeben. Klima-
schutz wird auch nach dem Jahr 
2010 als vorrangiges Umweltprob-
lem des 21. Jahrhunderts auf der 
Tagesordnung stehen. Die heutigen 
Vorleistungen werden Dresdens 
Stellung im internationalen Wettbe-
werb stärken. 

Der Verwaltungsvorstand der 
Landeshauptstadt Dresden hat die 
vorstehenden Maßnahmen in seiner 
Sitzung am 12.01.2004 bestätigt. 
Gleichzeitig wurden die Termine für 
die Folgeberichte auf die Jahre 2007 
und 2011 festgelegt. 


